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Deutſchland. 
0. C0. Neichstags⸗Verhandlungen. 
77. Sitzung vom 9. Juli. 
10 Ubr. Am Tiſche des Bundesrathes: Hofmann, Friedberg, Burchardt, 
Bötticher und Andere; ſpäter Fürjt Bismarck. N 
Das Haus ſett die zweite Verathung des Zolltarifgeſetzes fort. 
S 7 lautet: „Derjenige Ertrag der Zölle und der Tabakſteuer, welcher die 
Summe von 130 Mill. M. in einem Jahre überſteigt, iſt den einzelnen 
Bundesstaaten nach Maßgabe der Bevölkerung, mit welcher fie zu den 
Matricularbeiträgen herangezogen werden zu überweiſen. Dieſe Ueberweiſung 
erfolgt vorbebaltlich der definitiven Abrechnung zwiſchen der Reichskaſſe und 
den Einzelſtaaten auf Grund der im Art. 39 der Reichsverfaſſung erwähn⸗ 
ten Quartalsextracte und bezw. Jahresabſchlüſſe.“ N } 
jerzu beantragt v. Varnbüler: „Diele Beſtimmung tritt mit dem 
1. April 1880 in Kraft. Inſeweit der Ertrag der Zölle und der Tabaks⸗ 
ſteuer für die Zeit vom 1. October 1879 bis 31. März 1880 die Summe 
bon 52,651,815 M. überſteigt, kommt der Ueberſchuß an den Matricular⸗ 
beiträgen der einzelnen Bun desſtaaten nach dem Maßſtabe ihrer Bevölkerung 
in Abzug.“ ? 3 
ö Windthorſt: Die verſchiedenen Berechnungen der Einnahmen 
3 Nach A volle Sicherheit nicht geben, das kann erſt 
die Erfahrung thun. Er dürfte aber genügen, um die Matricularbeiträge 
u decken. Wenn fie in dieſer Weiſe materiell verſchwinden, würden ſich 
taatsrechtliche Bedenken wegen des Einnahmebewilligungsrechtes des 
Reichstages ergeben. Von allen Seiten ſuchte man nach Garantien, die 
bisher in den Matricularbeiträgen, beſtanden. Die Einen wollten eine Zahl 
von Zöllen periodiſch bewilligen. Andere hielten es für richtiger und er⸗ 
reichbarer, die Malricularbeiträge in ihrer thatſächlichen Bedeutung fort⸗ 
beſtehen zu laſſen und die Mehreinnahme aus den Zöllen den Einzelſtgaten 
zu überweiſen. Damit wird erreicht, daß die Matricularbeiträge beſtehen 
bleiben, die Einzelſtaaten aber die Mittel beſitzen, um ſie zu bezahlen. Der 
erſte Gedanke war in dem Antrage des Abg. v. Bennigſen ausgedrückt, der 
die Höhe des Kaffeezolles und der Salzſteuer jährlich ſeſtſtellen wollte. Der 
andere in dem Antrage Franckenſtein, der im §. 7 feinen Ausdruck findet 
und merkwürdiger Weiſe ſehr viel Angriffe erfahren hat: er enthalte eine 
Nenberung der Verfaſſung. Das iſt zuzugeben, aber der Antrag Bennigſen 
enthält ebenfalls große Aenderungen, indem er Einnahmen unſicher macht 
und das Veto, welches das Reichsoberhaupt hat, zum Theil beſeitigt. Der 
Antrag Varnbüler hat der Commiſſion nicht vorgelegen und wenn ich auch 
erſönlich nichts dagegen einzuwenden habe, ſo kann ich mich doch nicht 
Namens der Commiſſton dafür aussprechen. 1 
Abg. v. Bennig ſen: Meine Fraction hat einſtimmig beſchloſſen, 
dieſen § 7 abzulehnen und zugleich mit ganz überwiegender Mehrheit, daß, 
falls dieſer Paragraph in das Tarifgeſez aufgenommen wird, der Tarif 
und das Tarifgeſetz abgelehnt werden muß. Ich ſelbſt gehöre auch zu 
dieſer Mehrheit, obwohl ich es bedaure, daß es mir, falls er angenommen 
wird, nicht möglich wird, für den Tarif und das Tarifgeſetz zu ſtimmen. 
Der von mir in der Commiſſion zu dem damaligen Franckenſtein ſchen An⸗ 
trage, der jetzt als § 7 in dem Geſetz erſcheint, geſtellte Gegenantrag ging 
einestheils dahin, daß die Verwendung über den vollſtändigen Ertrag von 
Zöllen und Verbrauchsſteuern nach wie vor, wie die Verfaſſung es vor⸗ 
chreibt, dem Bundesrath und dem Reichstag bleibt, und daß in dem Etats⸗ 
geſetz dasjenige, was der Reichstag mit dem Bundesnath nicht anderweitig 
verwendet wiſſen will, den einzelnen Staaten überwieſen wird. Der andere 
Theil des Antrages bezweckt, daß in dem Moment, wo der Reichstag eine 
Mehrbewilligung an Steuern und Erhöhung der Zölle ausſpricht, die ſich, 
abgeſehen von ca. 40—50 Millionen, welche bereits in den Schutzzöllen der 
Landwirthſchaft und Induſtrie enthalten ſind, auf rund 60 Millionen be⸗ 
ziffert, er ſich das Recht vorbehalten möge, Erleichterungen an der Mehr⸗ 
belaſtung der Reichsinſaſſen herbeizuführen, wenn er es jpäter für ange: 
meſſen hält und die Möglichkeit hierzu vorhanden iſt in einer guten Finanz⸗ 
lage des Reiches und der einzelnen Staaten. Der Antrag Franckenſtein 
war in dieſer Hinſicht mit dem meinigen weſentlich übereinſtimmend. Ich 
habe ihn aus folgenden Gründen hier nicht wieder eingebracht. Die Frage 
der Möglichkeit, demnächſt durch den Beſchluß des Reichstages eine Er⸗ 
leichterung an indirecten Steuern oder Zöllen herbeizuführen, iſt keineswegs 
im Einzelnen leicht zu entſcheiden, und eine Verſtändigung über die Aus⸗ 


olgen kann j 8 
1 Die Vertreter der beiden conſervativen Parteien haben es aber in der 
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ich bereite verſtändigt hatten, und die Herren ſehr große Eile hatten, das 
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Sechszigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


längere Discuſſionen ſtattgefunden, auf welche wiederholt Bezug genommen 
wurde. Die Matricularbeiträge wurden nach den Intentionen derer, welche 
die Reichsverfaſſung beſchloſſen haben, nur als ein Notbbehelf betrachtet 
für die Zeit bis dahin, wo das Reich ſelbſt genug Einnahmen aus Steuern 
und Zöllen hätte. 4 N - BER 

Das Ungenügende und Bedenkliche der Matricularbeiträge iſt 1875 und 
ſpäter wiederholt eingehend errörtert worden, und dabei niemals ein Zweifel 
darüber geweſen, daß dieſelben nur ein Nothbehelf ſeien. In demſelben 
Augenblick nun, in welchem wir an Schutzzöllen für Landwirthſchaft und 
Induſtrie 40—50 Millionen, an Tabakſteuer etwa 28—30 Millionen und 
an Erhöhungen und Neueinführungen von Finanzzöllen etwas über 30 
Millionen, im Ganzen alſo rund 100—110 Millionen neue Reichsſteuern 
bewilligen und die Matricularbeiträge, die ohne die Zuzahlung der ſüd⸗ 
deutſchen Staaten 72 Millionen betragen, durch dieſe Vermehrung der 
eigenen Einnahmen des Reichs beſeitigt werden könnten, conjerbirt der in 
den § 7 aufgenommene Franckenſtein ſche Antrag die Matricularbeiträge, 
indem er etwas über 80 Millionen den Einzelſtaaten überweiſt. Die hier⸗ 
nach übrig bleibenden einigen 20 Millionen würden aber nicht ausreichen, 
um die Matricularbeiträge überflüſſig zu machen. Alſo durch dieſe Ueber: 
weiſung von vier Fünfteln der neu bewilligten Einnahmen an die Einzel⸗ 
ſtaaten wird es nöthig, die Matricularbeiträge, die man gerade bei Ver⸗ 
mehrung der Reichseinnahmen abſchaffen wollte, beizubehalten. Das iſt 
alſo das Gegentheil von dem, was Artikel 70 der Reichsverfaſſung vor⸗ 
ſchreibt. Daß es aber der ganzen Reichsverfaſſung in ihrem Zuſammen⸗ 
bange widerſpricht, beweiſt Capitel 6 der Verfaſſung über Zoll⸗ und Han: 
delsweſen, in welchem die Einzelſtaaten einen Theil der Verbrauchsſteuern, 
ſpeciell die Steuern von Salz, Tabak, Zucker und mit Vorbehalt der ſüd⸗ 
deutſchen Staaten die Steuern von Bier und Branntwein, an das Reich 
abtreten und die Erhebung ſämmtlicher Zölle dem Reiche überwieſen wird. 
Das Reich ſollte alſo durch dieſe Einrichtung finanziell ausgeſtattet werden 
und zwar vorläufig nur theilweiſe, jedoch derartig, daß bei einer weiteren 
Erhöhung dieſer Einnahmen die Ausgaben vollſtändig gedeckt werden könn: 
ten. Nach Artikel 35 ſoll das Reich ausſchließlich die Geſetzgebung über das 
geſammte Zollweſen und die Beſteuerung der von mir erwähnten Artitel 
haben. Dieſe Beſtimmung, das erkenne ich an, wird durch den vorgeſchla⸗ 
genen §7 nicht alterirt (Abg. Windhorſt: Hört), die Geſetzgebung auf 
dieſem Gebiete bleibt auch in Zukunft dem Reiche, und deshalb kann der 
$ 7 auf demſelben Wege, wie er entſtanden iſt, zu gelegener Zeit wieder 
beſeitigt werden. (Sehr richtig! Beifall links.) 

Dagegen ändert der § 7 entſchieden die Beſtimmungen des Art. 38 der 
Verfaſſung ab. Nach dieſem fließt der geſammte Ertrag der Zölle und der 
andern im Art. 35 bezeichneten und der Reichsgeſetzgebung unterliegenden 
Abgaben in die Reichskaſſe, nach Abzug der für Erhebungs⸗ und Verwal⸗ 
tungskoſten gewährten Bonificationen. Ohne den § 7 behielte alſo der 
Reichstag und Bundesrath die Verfügung, über den geſammten Extrag der 
neuen Bewilligungen von 100 bis 110 Millionen, er müßte ſie nach Art. 70 
zur Deckung ſeiner Ausgaben benutzen, die Matricularbeiträge waren nicht 
mehr nöthig und in den nächſten Jahren wäre es wahrſcheinlich möglich, 
noch mehr oder weniger erhebliche Beträge im Etat den Cinzelſtaaten zu 
überweiſen. Nach dem § 7 aber können Bundesrat) und Reichstag über 
die den Einzelſtaaten überwieſenen %, der Einnahmeerhöhungen nicht in 
dieſer Weiſe verfügen, die Matricularbeiträge bleiben nothwendig und als 
ſolche zahlen die Einzelſtaaten das wieder heraus, was ſie haben und zum 
Theil in dieſen neu überwieſenen Quellen beſitzen. Man darf dies nun 
nicht blos als eine andere Art von Rechnungsverhältniß anſehen, das 
wäre mehr die Auffaſſung eines Calculators als eines Polinkers. (Sehr 
richtig! links.) Daß dies eine ſehr erhebliche politiſche Bedeulung hat, 
haben bis vor 3 oder 4 Wochen nicht blos die Vertreter der conſervativen 
und liberalen Parteien, ſondern auch der Reichskanzler anerkannt und zwar 
wiederholt. Die Herren von der conſervativen Partei werden es nicht be⸗ 
ſtretten, daß ſie es ſeit Jahren für nothwendig gehalten haben, dafür zu 
wirken, daß die Matricularbeiträge, die als eiwas Vorübergehendes und 
Proviſoriſches in die Reichsverfaſſung hineingebracht wurden, bejeitigt 
werden und daß das Reich auf eigene Füße geſtellt werde. Seit Jahren 
iſt das ein feſter politiſcher Plan, daraus hervorgehend, daß es nicht gleich⸗ 
giltig iſt in einem Bundesſtaate, ob die Reichsgewalt ſelbſt mit ven nöthi⸗ 
gen Finanzmitteln ausgeſtattet iſt aus Finanzquellen, die nur für ſie fließen, 
oder ob ſie auf den allerdings verfaſſungsmäßigen Anſpruch angewieſen iſt, 
das fehlende Geld von den Einzelſtaaten zu erheben, „es — nach einem 
Ausdruck des Reichskanzlers — bei den Thüren der einzelnen Staaten ein⸗ 
zufordern, während doch die ſo reichlich fließende Quelle der indirecten 
Steuern das Reich unter Verſchluß hält.“ 

Noch am 2. Mai d. J. ſagte der Reichskanzler hier Folgendes: „Das 
erſte Motiv, welches mich in meiner politiſchen Stellung als Reichskanzler 
nöthigt, für die Reform einzutreten, iſt das Beduürfniß der finanziellen 
Selbſtſtändigkeit des Reichs; daſſelbe iſt bei der Herſtellung der Reichsver⸗ 
faſſung ſchon anerkannt worden. (Hört! hört! links); die letztere ſetzt 
voraus, daß der Zuſtand der Matricularbeiträge ein vorübergehender ſein 
werde, welcher fo lange dauern ſolle, bis Reichsſteuern eingeführt wären. 
Gewiß iſt, daß es für das Reich unerwünſcht iſt, ein läſtiger Koſtgänger bei 
den Einzelſtaaten zu ſein, ein mahnender Gläubiger, während es der frei 

ebige Verſorger der Einzelſtaaten jein könnte bei richtiger Benutzung der 
Gugler, zu welchen die Schlüſſel durch die Verfaſſung in die Hände des 
Reichs gelegt, bisher aber nicht benutzt ſind. (Hört! hort! links.) Dieſem 
Zuſtande muß ein Ende gemacht werden, denn die Matricularumlage wirkt 
ungleich. Die Conſolivation des Reichs, der wir ja alle zuſtreben, wird 
gefördert, wenn die Matricularbeiträge durch Reichsſteuern erſetzt werden. 

(Hört! hört! links.) Nun geſchieht von Alledem das Gegentheil. Die 
finanzielle Unſelbſtſtändigkeit des Reichs gegenüber den Einzelſtaaten war 
bisher nur etwas Thatſächliches und Vorübergehendes, ſo lange die Ein⸗ 
nahmequellen nicht das nöthige Quantum zur Deckung ſämmtlicher Aus- 
gaben lieferten. Das Verhaͤliniß konnte ſich im Laufe der Zeit unter wirth⸗ 
ſchaftlich günftigen Zuſtanden von ſelbſt ändern, indem die indirecten Ab⸗ 
gaben und Zölle von ſelbſt ſtärkere Einnahmen ergaben und eine vollkom⸗ 
mene Deckung der Ausgaben ermöglichten. Jedenfalls war es in dem 
Augenblick zu erreichen, wo man die indirecten Steuern und Zölle erheb⸗ 
ur vermehrte. Statt nun die Matricularbeiträge zu beſeitigen, ſtellt der 
§ 7 dieſelben für alle Zukunft dauernd feſt (Hört! lünks), ſie werden aljo 
ein normaler, integrirender Beſtandtheil der Reichsverfaſſung, wahrend ſie 
bislang ein Proviſorium waren. (Sehr richtig! links.) 155 

Dies geht unzweifelhaft aus den Zahlen hervor. Der Franckenſtein ſche 
Antrag ſpricht von 130 Millionen, während in dem urſprünglichen Antrag 
nur von 108 Millionen die Rede war; dadurch wird alſo dem Reich ein 
weiterer Betrag von 22 Millionen überwieſen, jo daß der jetzt vorhandene 
Betrag der Matticularbeiträge von rund 72 Millionen auf 55 Millionen 
reducirt wird. Dieſe 50 Millionen Matricularbeiträge und Alles was in 
den nächſten Jahren noch etwa an Matricularbeitragen mehr nöthig werden 
mag, müſſen dauernd und ewig erhoben werden, es müßten denn — woher 
weiß man noch nicht — auf anderem Wege uns Einnahmen zufließen 
durch neue Steuern und vermuthlich würde ſich dann eben fo ein Ab⸗ 
geordneter von Franckenſtein finden, der in gleicher föderativer Weiſe über 
die neuen Steuern verfügt. (Heiterkeit.) Gegenüber dem ſo entſchiedenen 
Verhalten des Reichskanzlers noch im Mai d. J. fragt man ſich nun, wie 
es eigentlich mög iſt, daß er und die verbündeten Regierungen und die 
confervative Partei jetzt das Gegentheil von dem zugeſtehen wollen, was 
man bislang in der Verfaſſung hatte und anſtrebte. Dadurch, daß bei der 
geplanten Finanzreform Schutzzölle und Finanzzölle zuſammengebracht ſind, 
iſt allerdings die Möglichkeit, eine Mehrheit für dieſes Geſetz zu gewinnen, 

Im vorigen Jahre war 
von Finanzzöllen bis zu 130 Millionen die Rede, aber nicht von Schutz 
zollen, abgeſehen vielleicht von mäßigen Eiſenzöllen. Statt deſſen vereinigt 
die jetzige Vorlage Finanz: und Schutzzölle; dafür es vielleicht von born: 
herein durch die Conſervativen und einen Theil der kationalliberalen nicht 
die genügende feſte Mehrheit geſichert en fein.‘ Das ſtand übrigens 
Anfangs Mai gerade jo wie heute. Das 929 7 zu der Ueberzeugung ge 
führt haben, wie etwa eine andere Mehrheit im Reichstage für dieſes Geſetz 
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zu gewinnen wäre. Ich weiß nicht, ob man weiter erwogen, ob es denn 
nöthig ſei, in dieſem Jahre Finanz-, Schutzzölle und Tabakſteuergeſetz zum 
Abſchluß zu bringen; jedenfalls hielt man dies ſchließlich für nöthig und 
ſah ſich nach einer neuen Mehrheit um. Dieſe fand man nun in den 
letzten Wochen in dem Centrum, das ſich freilich, indem es die ſo ſehr be⸗ 
kämpften Finanzzölle bewilligen ſollte, födergtive Garantien vielleicht ihrer 
Wähler wegen, vielleicht auch andere Conceſſionen vorbehielt; in dieſe in⸗ 
neren Verhältniſſe miſche ich mich nicht hinein. 

Was wird aber nun durch die neue Combination erreicht? Alle Schutz⸗ 
beſtimmungen im Tarifgeſetz für Landwirthſchaft und Induſtrie ſtanden 
ganz feſt, für dieſen Theil des Geſetzes war hier eine ganz große Maſorität 
vorhanden; geſchloſſen ſtimmten dafür fait das ganze Centrum, die deutſche 
Reichspartei und der bei Weitem größte Theil der Deutſch⸗Conſervativen, 
ein großer Theil der Nationalliberalen; das war eine Mehrheit von zwei 
Dritteln. Auch die 40 bis 50 Millionen Mehreinnahmen, die daraus ſich 
ergaben, waren geſichert. Die Tabaksſteuerfrage iſt ſeit mehreren Jahren 
in Angriff genommen. Bei den verſchiedenſten Parteien war das Gefühl 
vorherrſchend, daß dieſe Frage, die ſeit Jahren die größe Beunruhigung in 
die Bevölkerung gebracht hatte, zum Abſchluß gebracht werden könne. 
Wenn die Regierung, wie es ſchließlich ſich gezeigt hat, damit einverſtanden 
war, die Licenzſteuer und die Nachſteuer fallen zu laſſen, die Sätze um % 
zu ermäßigen, nicht unweſentliche Aenderungen hinſichtlich der Verhältniſſe 
des Tabaksbaues eintreten zu laſſen, ſo war nicht der geringſte Zweifel, 
daß das Tabaksſteuergeſetz auf der Grundlage, wie es hier iſt, eine ganz 
weſentliche Mehrheit finden würde. Es bleiben alſo die Finanzzölle, die 
auf rund 30 Millionen veranſchlagt waren. Um fie handelt es ſich praktiſch 
in dem Moment, wo dieſer § 7 von den conſervativen Parteien oder, wie 
es heißt, vom Reichskanzler dem Centrum zugeſtanden iſt. Erheblich höhere 
Beträge ſind dadurch gefährdet, daß der Bundesrath uns nicht am erſten 
Tage unſeres Zuſammenſeins ein Sperrgeſetz auf Tabak und die wichtigſten 
Finanzartikel ne hat. Da hat man ſich einige Dutzend Millionen 
durch die Finger laufen laſſen, und jetzt ſoll für 30 Millionen eine ſolche 
Veränderung in der Reichsverfaſſung, in der Stellung des Reiches zu den 
Einzelſtaaten zugeſtanden werden im vollen Widerſpruch mit Allem, was 
ſeit Jahren politiſch und finanziell erſtrebt iſt, im vollen Widerſpruch mit 
den Erklärungen des Kanzlers und der conſervativen Partei! Das begreife 
ein Anderer! Daß die Sache eine erhebliche politiſche Bedeutung hat, iſt 
ſchon aus der Aenderung klar, die dieſer Antrag in der Commiſſion er: 
fahren hat. Wie iſt es ſonſt zu erklären, daß man zwiſchen der erſten und 
zweiten Leſung verlangte, daß die Summe von 100 Millionen auf 130 
Millionen erhöht werde? 

Bei den 30 Millionen war es alſo werthvoll, daß fie in der Reichskaſſe 
blieben, aber bei den 100 oder 130 Millionen ſoll es nicht werthvoll ſein! 
Das Centrum hat die Bewilligungsrechte des Reichstags auch keineswegs 
gering geſchätzt. Herr von Franckenſtein hat die Zurückziehung ſeines 
erſten, dem meinigen ganz gleichartigen Antrages damit motivirt, daß dieſes 
Bewilligungsrecht des Reichstages, die darin liegende mögliche Erleichterung 
Pre ſehr werthvoll ſei, aber noch viel werthvoller ſei dieſer föderative 
Paragraph, und weil man das letztere nicht erlangen könne, wenn man das N 
andere aufrecht erhielte, gab man das Bewilligungsrecht des Reichstages 7 
preis und zog ſich auf dieſen föderativen Paragraphen zurück. Das Natür⸗ I 
liche und in der Reichsverfaſſung Vorgeſchriebene ift, daß die Steuern, ie 
wir der Bevölkerung auflegen, ich will ſagen rund 100 Millionen Mark, 
ganz ungetheilt in die Reichskaſſe fließen und am Schluſſe des Etats, wenn 
ne nicht anders verwendet werden, den Einzelſtaaten zugetheilt werden. 
Statt deſſen ſoll der Reichstag nicht, wenigſtens nicht hinſichtlich vier 
Fünftel der Steuern, über die Verwendung beſchließen. Man hat in der 
Commiſſion davon geſprochen, im Reichstag auf die Verwendung der 
Steuern einzuwirken, durch ſie eine Erleichterung an directen Steuern Er 
beizuführen, allein es hat ſich herausgeſtellt, daß ein dahin gehender Be⸗ 
ſchluß des Reichstages das Gegentheil von Allem wäre, was man föderative 
Beſtandtheile der . e Naß nennt. Die Erleichterungen der Steuern 
eintreten zu laſſen, iſt eine Aufgabe der Geſetzgebung der Einzelſtaaten, 
nicht des Reiches. Ich glaube, daß das, was durch den $ 7 beſchloſſen 
werden ſoll, für das Verhältniß der Reichsgewalt nur nachtheilig ſein 
kann; ich fürchte, die ganze Art der Stellung der Vertreter im Bundesrath 
zur Reichsgewalt und der Regierung zu den Einzelſtaaten wird in einer 
Weiſe verſchoben, daß daraus die ſchwierigſten Störungen hervorgehen 
können: es wird für die Regierung ein wahres Dangergeſchenk fein. 

Es iſt immerhin möglich, daß die verbündeten Regierungen, von denen 
ein ſolcher Antrag gar nicht eingebracht iſt, denken, in dieſer Situation iſt 
ein ſolcher Antrag nöthig geweſen, weil ſonſt eine Majorität nicht zu er⸗ 
langen iſt; stellt ſich dieſer Paragraph ſpäter als nachtheilig heraus, ſo 
werden wir ihn ganz beſeitigen. In dieſer Hinſicht können wir den Antrag⸗ 
ſtellern ſehr dankbar ſein, daß in der Form, wie ſie den Antrag eingebracht =] 
haben, eine ſolche Aenderung demnächſt eintreten kann. Es mag fein, daß | 
die Reichsgewalt ſich ſtark genug glaubt, jetzt Demjenigen, was aus dem 
Paragraphen hervorgeht in der Schwächung ihrer Stellung, die Spitze bieten 

zu können, ob die Reichsgewalt immer fo ſtark fein wird, ob die europäiſchen : 
Verhältniſſe auch in Zukunft fo fein werden, daß nicht Schwierigkeiten u 
zwiſchen der Reichsgewalt und den einzelnen Staaten entſtehen konnen, 
will ich jetzt nicht unterſuchen. Der föderative Charakter der Reichsverfaſ⸗ 
ſung liegt darin, daß ein weſentlicher Theil der Staatshoheitsrechte den 
Einzelstaaten zurückbehalten it, und in der Beſtimmung, daß 14 Stimmen 
jede Aenderung der Verfaſſung, alſo jede Erweiterung der Befugniſſe der 
Reichsgewalt und der Reichsgeſetzgebung hindern können. Hierzu genügen 
bekanntlich die Stimmen von Baiern, Würtemberg und Sachſen, die natur⸗ 
gemäß nach ihrer Größe und Geſchichte und ihrem Selbſtgefühl die berufe⸗ 
nen Vertreter des föderativen Gedankens ſind. Dieſen föderativen Charakter 
haben der Kaiſer und Kanzler und die Mehrheit dieſes Reichstags immer 
reſpectirt und find mit Aenderungen auf dieſem Gebiete nur ganz langſam 
vorgegangen (Widerſpruch im Centrum) und nur mit voller Zuſtimmung 
der verbündeten Regierungen und mit der nöthigen Mehrheit im Bundesrath. 

Das Weſentlichſte war die im Jahre 1873 deſchloſſene Competenz⸗Erwei⸗ 
terung in der Juſtizgeſetzgebung, die man im Intereſſe unſeres Rechtslebens 
und der politiſchen Einheit allgemein als nothwendig anerkannte. Was hier 
geſchaffen iſt, hat ſich als ein Segen für ganz Deutſchland herausgeſtellh. 
(Widerſpruch im Centrum.) Aber gerade in dem Augenblick, wo die Juſtiz⸗ 
Geſetze in Kraft treten ſollen, die eine Ausdehnung des Einheitsgedankens 
in ſich ſchließen, ſoll durch den § 7 die Finanzhoheit des Reichs zum erſten 
Mal ſeit dem Beſtehen der Verfaſſung beſchränkt werden. Das komm 
daher, daß die Juſtizgeſetzgebung ſeit Jahren von den Miniſtern der größten 
Staaten und den Reichsorganen nach einem einheitlichen Plane conſequent 
behandelt wurde, auf dem Finanzgebiete dies aber leider nicht der Fall 
war. Hätten wir eine Reichsfinanzverwaltung, zu der man noch nicht ein? 
mal den beabſichtigten Anfang gemacht hat, und einen engen Bufammene 
bang derſelben mit denen wenigſtens der größeren Staaten, vor llem 
Preußens, jo wäre dieſer ſortwährende Wandel der Projecte gar nicht möge 
lich geweſen; da wäre man mit einem einheitlichen Plane zu einem ebene 
ſegensreichen Abſchluß gekommen, wie auf dem Juſtizgebiete. Für die 77 
nächſten Jahre verſpreche ich mir auf dieſem Gebiete auch noch nicht: Heil? 
ſames. Alles dies zuſammengenommen, werden Sie mir und allen denen 
meiner Partei, die das Reich finanziell ſelbſtſtändig machen wollten, es nicht 
verargen können, wenn wir nach Annahme des § 7 gegen den ganzen 
Tarif ſtimmen, den wir ohne dieſen Paragraphen angenommen hatten. 


(Beifall links.) 9 170 SS 
Abg. Dr. Friedenthal: Der Herr Abg. v. Bennigſe 3 
87 und der Saugen, e der er hervorgegangen iſt, dee her ves 
eine grelle Beleuchtung durch den gleichzeitigen Austritt 17750 pas 9 es 
preußiſchen Staates, namentlich des Cultusminiſters, enn babe 1 eulſche 
Reichs tag iſt nicht die Stelle, an welcher ich zu ee abe, € und aus 
welchen Gründen ich mich hätte genöthigt Ihen een. an Se. Majeſtät 
den König von Preußen, meinen aun hela en Souverän, in meiner 
Eigenſchaft als preußiſcher Beamter ein 21 ge richten, welches meine 
amtlichen Verhältniſſe betrifft. Um aber en e Zeit authentiſch Irrthümer 
auszuschließen, welche ſich an die Bemerkung bes Herrn v. Bennigſen. 1 
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knüpfen und immer weitere Kreiſe ziehen könnten, bin ich gezwungen, Fol- 
endes zu erklären: Ich fühle mich nicht veranlaßt, in dieſem Moment 
achlich den Antrag des Herrn Abg. v. Franckenſtein zu charakteriſiren. 
Dieſer Antrag aber hat zu etwaigen Entſchließungen vorbezeichneter Art 
bei mir auch nicht im allermindeſten beigetragen und ich werde für den⸗ 
elben ſtimmen. (Hört!) Im Namen des Herrn Hobrecht und des Herrn Dr. 
alk eineß Erklärung abzugeben, bin ich nicht legitimirt. Was aber meinen 
reund Dr. Falk betrifft, ſo kann ich prognoſticiren, daß er ſich auch in 
dieſer Abſtimmung nicht von mir trennen wird. So viel ein für alle Mal 
zur Steuer der Wahrheit. (Beifall rechts.) 

Abg. v. Kardorff: Die Bedenken des Abg. v. Bennigſen gegen die 
jetzige Formulirung des § 7 ſind das Signal für die liberale Preſſe ge⸗ 
weſen, wegen Annahme derſelben über meine Partei herzufallen. Man 
ſagt, wir ſeien unter das caudiniſche Joch des Centrums gegangen, wir 
hätten für dreißig Silberlinge — eine Anſpielung auf die 30 Millionen — 
die wichtigſten Reichsrechte aufgegeben. Im Anfang der Rede ſchien der Abg. 
v. Bennigſen die Auffaſſung des Abg. Boretius zu theilen, daß es ſich hier 
lediglich um eine Rechnungsmanipulation handelt und der status quo auf⸗ 
recht erhalten wird. Das verfaſſungsmäßige Recht des Art. 70, die Matri⸗ 
cularbeiträge ſeiner Zeit durch Reichsſteuern zu beſeitigen, bleibt beſtehen. 
Wir haben dieſen Zweck allerdings ſchon jetzt verfolgt, aber die national⸗ 
liberale Partei hat uns daran gehindert. Wir haben in der Commiſſion 
nicht einen mit dem zweiten Theil des Bennigſen'ſchen Antrages correſpon⸗ 
direnden Antrag eingebracht, weil unſere Partei nicht der unnützen Demon⸗ 
ſtrationen und Paradeanträge bedarf. Sie haben uns an der Erreichung 
unſeres Zweckes dadurch gehindert, daß Sie an Ihre Zuſtimmung zu 
unſerem Antrag die Bedingung des variablen Kaffee⸗ und Salzzolles ge⸗ 
knüpft haben. Dieſelbe war für viele von uns und für alle Deutſcheonſer⸗ 
vativen vollſtändig unannehmbar, beſonders aber für den Reichskanzler. 
Kein Leiter des Reichs, und wäre es der Abg. v. Bennigſen ſelbſt, wird 
die Entſcheidung ſo vitaler Lebensfragen des Reiches in die Hände einer 
Majorität legen können, welche durch zufällige Stimmen der Elſaßer Pro⸗ 
teſtler, der Polen und Socialdemokraten gebildet werden kann. Wenn hier 
wirklich eine parlamentariſche Machterweiterung hinſichtlich des Einnahme⸗ 
Bewilligungsrechtes nothwendig ſein ſollte, ſo braucht dieſe doch noch immer nicht 
in den Reichstag, ſondern ſie kann auch in die Einzellandtage verlegt wer⸗ 
den. In dieſer Hinſicht betrachten wir es als ein dauerndes Verdienſt des 
Finanzminiſters Hobrecht, daß er dem preußiſchen Landtage das Mit⸗ 
ca de über die Preußen vom Reiche zugehenden Ueberſchüſſe ver⸗ 

afft hat. 

Es iſt viel gefährlicher, dem Reichstage ein ſolches Recht zu geben, einer 
Körperſchaft, die auf allgemeinen directen Wahlen beruht, der das Gegen⸗ 

ewicht eines Oberhauſes fehlt, namentlich in einer Zeit, in welcher wie 
jetzt die Parteiverhältniſſe ſo verwirrt ſind, wo der leidige Kirchenkampf 
allein eine nicht rein politiſche Partei geſchaffen hat. Ich verweiſe den Abg. 
pon Bennigſen auch auf ſeine eigene Partei. Iſt es denn nicht ein bei⸗ 
ſpielloſer Zuſtand, daß ein Theil der ſich nationalliberal nennenden Preſſe 
nicht nur die Abgg. v. Treitſchke und Gneiſt, Völk und v. Schauß in den 
Staub tritt, ſondern genau ebenſo verfährt mit dem Abg. von Bennigſen, 
und daß umgekehrt ein anderer Theil dieſer Preſſe in derſelben Weiſe mit 
den Abgg. Lasker und von Forckenbeck verfährt. Bei der von uns ange⸗ 
ſtrebten Beſeitigung der Matricularbeiträge haben wir Ziele im Auge ge⸗ 
obt, die wir vollſtändig erreicht haben. Die Ungerechtigkeit, welche in der 
Erhebung der Matricularbeiträge nach der Kopfzahl liegt, iſt beſeitigt, wenn 
die Vertheilung nach demſelben Maßſtabe erfolgt. Die Erleichterung der 
Finanzlage der Einzelſtaaten, um dadurch die Unzufriedenheit der Bevölke⸗ 
rungsklaſſen über den wachſenden Steuerdruck zu vermindern, wird wenig: 
ſtens in gewiſſem Maße erreicht. Denn allerdings hängt die Gewährung 
von Steuererleichterungen namentlich in Preußen von der Vorfrage ab, ob 
man mit den auf Preußen entfallenden Ueberſchüſſen des Reichs zunächſt 
das dortige Deficit decken muß, oder ob man dieſes Ziel nach geſunden 
Finanzgrundſätzen auf dem Wege der Anleihe erreichen kann. Iſt das 
letztere aber der Fall, dann wird ſchon jetzt eine beträchtliche Steuer-Er⸗ 
leichterung in Preußen, trotz der neulich vom Abg. Richter erhobenen 
1 möglich ſein. Die Hauptbedenken des Abg. v. Bennigſen richteten 

ch gegen die 1 8 der föderativen Garantien im Reiche durch den 
Antrag Franckenſtein. Der Abg. v. Bennigſen hat aber am 6. Mai d. J. 
ausdrücklich erklärt, daß das Bewilligungsrecht der Matricularbeiträge im 

Reichstage einen weſentlichen Einfluß geſtattet habe auf die Einrichtung 
eines ſparſamen Haushalts. Er hat ferner damals als einen Weg für die 
Finanzreform außer dem in ſeinem Autrage vorgeſchlagenen denjenigen be⸗ 
zeichnet, daß man eine Anzahl Steuern und Zölle ausſondert, um ſie vor⸗ 
weg den Einzelſtaaten zu überweiſen, während die Matricularbeiträge be⸗ 
ſtehen bleiben. Danach möchte man annehmen, daß der Abg. v. Bennigſen 
dem Abg. v. Franckenſtein feinen Antrag ſuppeditirt hat. (Heiterkeit. ) 

Jedenfalls iſt dieſer Vorſchlag in föderativem Sinne viel ſchärfer als 

der Antrag Franckenſtein. ährend wir die Matricularbeiträge factiſch be⸗ 
ſeitigen, zeigt der Abg. von Bennigſen dafür dieſelbe platoniſche Liebe, die 
-er immer für die Finanzprojecte des Kanzlers hinſichtlich der indirecten 
Steuern zeigte, gegen die er aber ſtets, wenn ſie einzeln an uns gebracht 
wurden, die lebhafteſte Oppoſition machte. Dieſelben Beſchuldigungen, 
welche jetzt die Nationalliberalen wegen unſeres Nachgebens gegen uns er⸗ 
beben, haben ſie von der Fortſchrittspartei bei den Juſtizgeſetzen und bei 
dem Socialiſtengeſetze erfahren. Beiden war dieſer Kampf damals ſchädlich, 
daſſelbe kann jetzt in Bezug auf uns und die Nationalliberalen paſſiren. 
Während einerſeits der Abg. von Bennigſen ausführt, daß der Antrag 
ranckenſtein die Einzelſtaaten allzuſehr auf Koſten des Reiches ſtärke, 
ürchtet er auf der anderen Seite, daß durch die mögliche Verhandlung des 
Budgets der Einzelſtaaten im Reichstage der erſte Anfang zur dauernden 
Centraliſation gegeben ſei. Keines von beiden iſt aber der Fall, wir bleiben 
beim status quo. Der Abg. von Bennigſen hat auch auf die Verbindung 
mit dem Centrum hingewieſen, welche den Tarif hauptſächlich geſtützt habe. 
Wenn das Oufaramengeben mit dem Centrum es ung erteichtert, den 
modus vivendi zwiſchen Staat und Kirche zu finden, ſo iſt der materielle 
Vortheil, den der Tarif in meinen Augen gewährt, hintenanzuſetzen gegen 
den wirklichen politiſchen Vortheil eines ſolchen Friedens. (Beifall. Sehr 
gut! rechts.) Der Antrag, der jetzt als §7 erſcheint, erhält den status 
quo, Es handelt ſich bei ihm lediglich um eine formate Rechnungsmethode 
a links), die Bedenken, welche der Abg. von Bennigſen bezüglich der 
öderativen Tendenzen geäußert hat, find ganz unbegründet gegenüber den 
ſtarken Einheitsbanden, welche die Einzelſtaaten an das Reich feſſeln. Wir 
ſind der Anſicht, daß wir den richtigen Weg betreten haben, um das Reich 
ſelbſtſtändig zu machen. Wir haben es für eine größere Gefahr erachtet, 
daß die einzelnen Regierungen und die Bevölkerung in ein dauerndes Miß⸗ 
vergnügen mit dem Reiche geſetzt wurden. Ich kann Ihnen demnach mit 
beſtem Gewiſſen den S 7 zur Annahme empfehlen. Wenn er in dem Sinne 
interpretirt werden könnte, wie es von manchen Stellen der Preſſe an⸗ 
gedeutet worden iſt, Zertrümmerung des Reiches ꝛc., dann würde ich mich 
era * reißen laſſen, ehe ich dem Antrage meine Zuſtimmung gebe. 

eifall. 

Abg. Beſeler: Ich würde gegen die Tarifvorlage auch ohne den 8 7 
ſtimmen, denn ich erkenne in ihr den Sieg der von F. Liſt gegründeten ſüd⸗ 
deutſchen Wirthſchaftspolitik, denen ſich Norddeutſchland und der Zollverein 
bisher erwehrten. Daneben iſt die Verſtärkung der Reichsfinanzen und die 
Entlaſtung der Landesfinanzen allerdings der Erwägung werth, zumal die 
große ſchutzzöllneriſche Bewegung, aus der der Tarif hervorgegangen iſt, und 
welche alle Völker ergriffen hat, keine Ausſicht auf Dauer hat. Dieſe 
eher welche die Völker trennt, den Krieg Aller gegen Alle organi⸗ 
ſirt und natürliche Verhältniſſe durch Maßregeln bezwingen will, iſt un: 
chriſtlich, culturfeindlich und unvernünftig. Der Seceſſionskrieg wurde ver⸗ 
anlaßt durch die Schutzzollpolitik der Neuenglandſtaaten und die Sclaverei 
der Südstaaten. Ich hoffe, daß unſere Verwirrung und Krankheit nicht 
allzulange dauern und geheilt werden wird. Dazu kommt, daß der Reichstag 
im Beſitz ſeiner conſtitutionellen Rechte erhalten werden muß. Denn in 
ihm liegt der weſentlichſte Zuſammenhalt der Reichseinheit neben dem Kaiſer, 
der Reichstag iſt neben dem Kaiſer der Ausdruck der deutſchen Reichsein⸗ 
heit, und wenn man dieſes Organ nicht, wie Herr von Kardorff thut, blos 
nach zufälligen Parteiverhältniſſen heruntermachen, ſondern ehren will, dann 
muß man ihm auch die nothwendigen parlamentariſchen Rechte gewähren. 
Die Vermehrung derſelben wurde nun in der proviſoriſchen Bewilligung 
oder, was daſſelbe bedeutet, in der Quotiſirung der Steuern geſucht. In 
der variablen Natur jeder bedeutenden Steuer liegt eine Gefahr, aber wer 
das Räthſel löſen könnte, politiſche Freiheit ohne Gefahren zu ſchaffen, der 
wäre, ſtärker als die Geſchäfte. Zur Quotiſirung eignen ſich aber nicht 
indirecte Steuern, ſie begünſtigen eine wilde Speculation, wie es beim 
N in England geſchehen iſt, oder gefährden die Einnahmen der Einzel: 
taaten. . 

Eine Quotiſirung der Einkommenſteuer, wenn wir im Reich eine hätten, 
würde ſehr annehmbar ſein. Allein jetzt iſt uns ſtatt der Garantien der 
Antrag Franckenſtein geboten, der der Verfaſſung widerſpricht und ſie daher 
verletzt. Der Herr Referent hat das zugegeben, aber iſt leichten Herzens 
zu andern Fragen übergegangen. Herr v. Bennigſen hat der Sache ein 


größeres Gewicht beigelegt, aber die Frage doch nicht in der Bedeutung Ifie Uberhaup 


approfondirt, wie ſie es verdient. Der Redner holt das Verſäumte in ein⸗ 
gehendſter Weiſe nach und will die Hand zur Durchführung einer legis⸗ 
lativen Anarchie nicht bieten. Der Antrag Franckenſtein degradirt das 
Reich, ganz im Intereſſe des Particularismus, ſpeciell der Mittelſtaaten, 
den das Centrum als Partei vertritt. Der ehrliche Particularismus ſollte 
dieſe Politik nicht treiben und auch daran denken, daß alle Vortheile, welche 
den Einzelſtaaten zufließen, zu % Preußen zu Gute kommen und daß die 
größte Gefahr für den Particularismus in der Schwächung des Reiches 
liegt. Die Politik des Centrums kann der Redner nicht begreifen, er ver⸗ 
ſteht aber auch die des Reichskanzlers nicht, der, obwohl ihm die Schutzzölle 
geſichert waren, ſeine Politik in letzter Stunde geändert und in letzter 
Stunde ein Hoheitsrecht des Reiches aufgegeben hat, um die dürftigen Er⸗ 
träge der Finanzzölle einzuheimſen. Jetzt liegt dem Redner die Frage zur 
Entſcheidung vor: willſt du das Räthſel der Sphinx zu löſen ſuchen oder 
blindlings ihm folgen, blindlings ſeine Wege gehn, die dir noch neu ſind, 
den Zielen zu, welche er ſich geſteckt hat? Darum wird der Redner wegen 
des Franckenſtein'ſchen Antrages nicht nur gegen die ganze Finanzvorlage, 
ſondern auch gegen das Tabaksgeſetz ſtimmen. 

Reichskanzler Fürſt Bismarck: Wenn man Jahre lang nur an prak⸗ 
tiſche Geſchäfte gewöhnt iſt, ſo wird es Einem ſchwer, ſich vorher eine Vor⸗ 
ſtellung zu machen von den Schwierigkeiten, mit denen Jemand der deutſchen 
Preſſe und dem deutſchen Parlamente gegenüber zu kämpfen bat, wenn er 
eine einfache praktiſche wirthſchaftliche Maßregel vorſchlägt, deren Noth⸗ 
wendigkeit theils in ihrem geſammten Umfange, theils in ihren weſentlichſten 
Abſchnitten von der großen Mehrheit der Bevölkerung wenigſtens abſolut 
erkannt iſt. yo habe mir in meinem feit 18 Jahren niemals unter 
brochenen Streben, die deutſche Einheit herzuſtellen, und zu conſolidiren, 
die Aufgabe geſtellt, ſo viel an mir iſt, dazu mitzuarbeiten, daß die deutſchen 
Finanzen in einen Zuſtand gelangen, der ſowohl das Reich als auch die 
Einzelſtaaten in die Lage bringt, den nothwendigen Anforderungen unſeres 
Budgets zu genügen. Dieſe Lage war bisher nicht vorhanden. Sie haben 
die Vorlagen aus allen bedeutenden Bundesſtaaten bekommen, Sie kennen 
den Finanzzuſtand unſeres Reiches, den Finanzzuſtand der geſammten 
deutſchen Finanzen, der getrennt von den Reichsfinanzen und denen der 
Einzelſtaaten ja gar nicht zu behandeln iſt. Der ganze Streit, um den es 
ſich hier handelt, macht mir — allerdings liegt mir die Theorie in dem 
langjährigen praktiſchen Leben, welches ich geführt habe, ziemlich fern — 
ungefähr den Eindruck, wie das bekannte bonnet blanc oder blane bonnet 
oder ob ich ſpreche von einem ſchwarzen Tuchrock oder von einem Rock aus 
ſchwarzem Tuch, weiter finde ich einen Unterſchied nicht, jeder weitere Unter⸗ 
ſchied, den Sie hineinlegen, iſt fingirt, widerſpricht der Sachlage und unſerer 
Verfaſſung. — Nach der Art, wie die Erregung bei uns durch eine uner⸗ 
hörte und verlogene Preßagitation geſteigert worden iſt (Unruhe, Rufe 
links: „Norddeutſche Allgemeine“!) und nachdem in dem Publikum und den 
Leſern, die Nichts als ein einzelnes Hetzblatt leſen, ſolche Anſichten ent: 
ſtanden ſind, wäre es vergeblich, dieſe Anſichten widerlegen zu wollen; wer 
Recht behalten will, der wird nicht überzeugt werden — Sie kennen ja den 
Spruch des Dichters — ich will aber verſuchen, meinen Ideengang, und 
wie ich dazu gekommen bin, Ihnen klar darzulegen. f 

Wir find in der umgekehrten Lage, wie fie in der Fabel des Menenius 
Agrippa beſchrieben iſt, wo die Glieder den Magen nicht mehr erhalten 
wollten, weil er ſeinerſeits nichts thäte; hier verweigert der Magen ſeine 
Schuldigkeit, den Gliedern die Nahrung, die fie zu ihrem Beſtehen noth⸗ 
wendig haben, zufließen zu laſſen. Das Reich hat alle Hauptfinanzquellen 
in Beſchlag und hat die Schlüſſel davon, und die Organe deſſelben, von 
denen die Bewilligung abhängig iſt, haben ſich bisher nicht darüber einigen 
können, auf welchem Wege dieſe Quellen flüſſig gemacht werden können. 
Ich arbeite an der Reform unſerer Steuern in meiner Stellung, die Viele 
für eine einflußreichere halten, als ſie iſt, mit großer Mühe und gegen die 
Schwierigkeiten, die mir mein Geſundheitszuſtand ſchafft, gegen die größeren 
Schwierigkeiten, die mir die Frictionen der mitwirkenden Kräfte ſchaffen, um 
den finanziellen Uebelſtänden, unter denen wir ganz zweifellos leiden, ab⸗ 
zuhelfen. Aber Sie werden ſich erinnern, daß ſeit der Zeit des Miniſters 
v. d. Heydt und feit feinen Vorlagen, jeder Verſuch dazu, wenn mir die 
übrigen Geſchäfte, da ich in der Hauptſache doch nicht Finanzminiſter bin, 
zu ſolchem Verſuche Zeit ließen, mißlungen iſt. Ohne meine Anregung iſt 
ein ſolcher Verſuch bisher niemals in Scene geſetzt worden, und wenn 
meine Anregung jetzt nicht ſtattgefunden hätte, jo waren wir überhaupt 
nicht dazu gekommen, über dieſe Lebensfrage zu verhandeln. Ich habe hier 
alſo nicht leichtfertig aus irgend welchen Hintergedanken, die ich nicht ein⸗ 
geſtände, den Vorſchlag gemacht, ſondern ich babe einen rein praktiſchen, 
materiell hausbackenen Vorſchlag gemacht, wie wir unſere Finanzeinrich⸗ 
tungen auf einen beſſeren Fuß bringen können. Ich habe mich dabei für 
jede Aenderung, a fie nur den Charakter einer Mitwirkung zum ge: 
meinen Ziele hat, offen und empfänglich gezeigt. Ich habe im Anfang auch 
geglaubt, wir würden leichter zum Ziele kommen, als dies der Fall geweſen 
ut, es würde eine Verſtändigung ſtattfinden. Zu dieſer iſt aber don liberaler 
Seite nicht in dem Maße, wie ich erwartete, die Hand geboten, und es fehlt 
uns heute in unſerer entſcheidenden Verhandlung ja an jeder Vorlage von 
liberaler Seite, wie die Herren etwa ſich denken, daß dieſe Finanzfrage ge⸗ 
löſt werden könnte. h 

So viel ich weiß, liegt gar kein Vorſchlag vor, als die reine Negation 
(Sehr richtig! rechts), die reine Negation deſſen, was allenfalls gemacht wer⸗ 
den könnte. Ja, wir haben ſie von einem hervorragenden Mitgliede der 
Fortſchrittspartet als Programm proclamiren hören und in meiner Erfah: 
rung hat die Fortſchrittspartei es noch nie möglich gemacht, zu einer poſi⸗ 
tiven Meinung zu kommen, bis die Regierung eine ausgeſprochen hatte, der 
ſie widerſprechen konnte. (Große Heiterkeit rechts und im Centrum.) Poſi⸗ 
tive Plane und Vorſchläge über das, was zu geſchehen hätte, find nie vor⸗ 
gekommen, und wenn neulich ein hervorragender Rednerdieſer Partei ſagte, 
alle Unruhe im Reiche kͤͤme von mir, und wenn ich nur erſt beſeitigt wäre, 
würde Alles paradieſiſch vortrefflich gehen, ſo könnte ich ja das, wenn ich 
über haupt perſönlich werden wollte, in viel höherem Maße zurückgeben. Ich 
will nur ſagen, alle Unruhe im Reiche und alle Schwierigkeiten, zu gedeih⸗ 
lichen, ruhigen Zuſtänden zu kommen, kommen meines Erachtens von der 
Foriſchrittspartei und denen, die mit ihr ſympathiſiren in den anderen 
Fractionen (Sehr richtig! rechis und im Centrum) und dies zu ſagen, bin ich in 
viel höherem Maße berechugt, als dieſe Inſinuation gegen meine Perſon 
gerichtet iſt. Streichen Sie meine Perſon — ich wäre ſeit Jahren fort, wenn das 
ohne Pflichtverletzung, ohne Verletzung der Treue, die ich meinem Herrn ſchulde, 
geſchehen könnte; wenn der Herr, der ſo ſehr danach ſtrebt, mich zu beſei⸗ 
tigen, es in einer ehrbaren, annehmbaren Weiſe durchzuſetzen vermag, ſo 
will ich mich bemühen, nachher ſein Freund zu werden. (Große anhaltende 
Heiterkeit.) Die Stellung zum Franckenſteinſſchen Antrag wird hier als ein 
Probirſtein behandelt in Bezug auf die Reichstreue oder Nichtreichstreue. 
Dazu haben Sie gar keine Berechtigung. Ich werde alſo den Francken⸗ 
ſtein'ſchen Antrag befürworten, — zuzuſtimmen habe ich ja in dieſer Ver⸗ 
ſammlung nicht — und zwar habe ich mich dazu erſt ſeit Kurzem entſchloſſen, 
am vergangenen Sonntag noch erſt bedingt, nunmehr definitiv, nachdem 
ich geſehen habe, in einer Geſammwrüfung der Wege, welche die Herren, 
die heute in der Oppoſition ſind, gehen, daß ich und die verbündeten Re⸗ 
gierungen dieſelben nicht mit einſchlagen können. 

Die Kundgebungen, die außerhalb dieſes Hauſes von ſehr hervorragen⸗ 
den Mitgliedern einer großen Partei ſtattgefunden haben, die Reden und 
Argumentationen, wie fie neulich zur Bekämpfung des Zolls auf Petroleum 
bier vorgebracht worden ſind, die nöthigen mich, zurückzugreifen auf mein 
eigenes Pflichtgefühl gegenüber der Geſammtheit. Mit Beſtrebungen, die 
ſich damit kennzeichnen, kann ich nicht gehen, können die verbündeten Re⸗ 
gierungen nicht gehen, mit denen kann das Reich nicht beſtehen, ſie ſind 
Untergrabungen des Reichsbeſtandes gerade jo gut, wie die ſocialdemokra⸗ 
tiſchen Untergrabungen ſind (Anhaltende große Unrube und lebhafter 
Widerſpruch lints), ſie ſind mindeſtens die Vorbereitungen dazu, und ich 
babe daraus die Ueberzeugung gewinnen müſſen, daß, wenn eben Leute, 
die früher mitunter eine Zeit lang, ſogar haufig der Reichsregierung ihre 
Unterſtützung geliehen haben, wenn dort latent die Nahrungskrafte ſchlum⸗ 
mern, die bei einer geringen Anreizung, — es genügt dazu bei geſchulten 
Parlamentariern, daß ſie in die Minorität kommen gegen ihr Erwarten — 
ſo in zornige Leidenſchaftlichkeit umſchlagen, ja dann ſchwindet das Ver⸗ 


trauen, welches ich früher auf die Möglichkeit gehabt habe, mit Charakteren] h 


dieſer Art in Zukunft zuſammenſtehen zu können in der Weiſe, daß die He 
gierung ihre Unterſtützung annimmt und ihnen dafür den Einfluß gewährt, 
der mit dieſer Unterſtützung verbunden iſt, ein anderes Verhältniß kann 
keine Fraction von den exiſtirenden erſtreben, denn keine von ihnen hat an 
ſich die Majorität, jede muß compromittiren mit den anderen. Wenn es 
eine Fraction bei uns gäbe, die an ſich eine geborene Majorität hat und 
die von mir nicht verlangt, daß der Tropfen demokratiſchen Oels, den ein 
bekanntes Wort für die Salbung des demokratiſchen Kaiſers verlangte, 
gerade ein Eimer werden ſoll (Heiterkeit), dann würde ich einer ſolchen 
Partei ganz andere Rechte in Bezug auf die Beeinfluſſung der Regierung 
einräumen, als einer Partei, die, wenn ſie hoch kommt und dann abge⸗ 
ſchloſſen einig iſt, was doch zu den Seltenheiten gehört, kaum ein Viertel 
bon der ganzen Verſammlung erreicht. Den Herren kann ich nur, wenn 

i auf mein politiſches Urtheil als Sachkundiger Werth legen 
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getrieben — eine größere Beſcheidenheit 
ufunft anrathen. (Oho! links.) 8 5 ie 
a der Herr Vorredner, auf deſſen Mitwirkung ich ſeit langer Zeit habe 
rechnen können und den ich perjönlic ja auch ſchätze und verebre, auch 
ſeinerſeits die Meinung ausgeſprochen bat — was mich namen lch ver: 
anlaßt, in dieſem Moment das Wort zu nehmen — die Finanzhoheit des 
Reiches ginge hierbei verloren, ſo muß ich dazu doch bemerken, daß ich dieſe 
Behauptung für eine gänzlich unbegründete und aus der Luft gegriffene 
halte. Die Finanzhobeit des Reiches iſt in der Verfaſſung begründet in 
verſchiedenen Paragraphen, keiner derſelben erleidet durch die Annahme des 
Franckenſtein'ſchen Antrages auch nur die mindeſte Aenderung. Auf die 
Erhaltung der Matricularumlagen ift ja bisher von liberaler Seite ein ſehr 
hoher Werth gelegt worden, und es iſt geſagt worden, wir müſſen dafiir 
einen Eiſatz haben; wenn auch die Verfaſſung uns ein Einnahmebewilli⸗ 
gungsrecht nicht giebt, jo haben wir es bisher vermöge der Verfaſfun 
factiſch genoſſen, und wir wollen es ohne Erſatz dafür nicht aufgeben. Au 
die Matricularumlagen und ihre eventuelle Beibehaltung wird alſo don 
liberaler Seite ein außerordentlich hoher Werth gelegt. Da ich mir die 
verſchiedenen Mittel durchdacht hatte, in welchen man conſtitutionelle Ga⸗ 
rantien finden kann, ſo war ich auch auf dieſes wie auf andere gekommen 
und erwartete einen Antrag wie den Franckenſtein'ſchen wohl von der natio⸗ 
nalliberalen Seite. Um die Matriculgrumlagen beizubehalten, was mir im 
Ganzen nicht erwünſcht war, gab es ja kein einfacheres Mittel, als daß man 
ſie in ihrem ganzen bisherigen Umfange beſtehen ließ und dem Reiche in 
ſein Ausgabebudget geſetzlich einen Poſten ſchrieb, der zur Subvention der 
nothleidenden Einzelſtaaten beſtimmt war und denen die Mittel gab, vieſe 
Mehrumlagen zu leiſten. Dann bleibt eben das Heft der Finanzverwaltung 
in den Händen des Reichstages, und es iſt ein Beweis, daß mir Diejenigen 
Unrecht thun, die mich unconſtitutioneller Geſinnungen beſchuldigen oder 
verdächtigen, wenn ich dieſem Franckenſteinſchen Antrage, der dem Reichs⸗ 
tag die Gewalt, die ihm das Votiren der Matricularumlagen giebt, im 
vollen Umfange läßt, zuſtimme. 

Ich bin ja ſeit lange gewohnt, daß man, wenn die Argumente aus der 
Gegenwart nicht reichen, mit der Verdächtigung meiner Abſichten für die 
Zukunft mich bekämpft. Ich erinnere Sie daran, daß lange Jahre ſtets 
geſagt worden iſt, ich ſtrebte nach Krieg zu irgend welchen Zwecken. Es 
hat das erſt ein Ende genommen, ſeitdem die Stellung Deutſchlands zur 
orientaliſchen Frage, ſeitdem die Stellung Deutſchlands auf dem Congreß 
zu Berlin, der gerade vor einem Jahre uns, wenigſtens mich, auch zu einer 
eee nöthigte, ſeitdem die den unwiderleglichen Beweis geliefert 
haben, daß alle Inſinuationen Lügen und Verleumdungen waren, die zum 
eringſten Theile in Deutſchland ihren Urſprung hatten. Seitdem iſt es 
Sitte geworden, ſeit ungefähr Jahr und Tag Reaction zu ſchreien und auf 
dieſe eiſe gewiſſermaßen den Teufel an die Wand zu malen. Durch das 
Verdächtigen der Reaction, durch das Anſchuldigen können Sie unter Um⸗ 
ſtänden einen Miniſter, der ſchüchterner iſt, als ich bin, veranlaſſen, daß er 
gerade um ſich der Feindſchaft zu erwehren, in die ihn der Verdacht der 
Reaction bringt, bewußt oder unbewußt zu dieſen Mitteln greift und An⸗ 
lehnung da ſucht, wo er fr den Augenblick weniger Feindſchaft findet. In 
der Lage bin ich nicht. Ich bin dem Ende meiner Laufbahn zu nahe, um 
. Gunſten irgend einer Zukunft noch meine Gegenwart zu verderben. 
Aber ſeit einem Jahre, ſeit etwas länger als einem Jahre habe ich in dem 
Wohlwollen, welches mir früher von liberaler Seite zu Theil wurde eine 
merkliche Abkühlung gefunden. Sie gab ſich kund durch eine merkliche Zu⸗ 
rückhaltung, durch Reſerve, durch eine gewiſſe Hoheit, die andeutete, ich 
müßte Ihnen kommen. Ich hatte das Gefühl, daß Sie von mir Dinge 
verlangen würden die ich nicht leiſten könnte. Eine 15 — kann ſehr 
wohl die Regierung unterſtützen und dafür einen Einfluß darauf gewinnen, 
wie ich erwähnte, aber wenn ſie die Regierung regieren will, dann zwingt 
ſie die Regierung ihrerſeits dagegen zu reagiren. Ich habe das Gefühl 
namentlich gehabt, als ohne mein Wiſſen und mein Zuthun inmitten des 
Reichstags durch Verſtändigung der beiden Präſidenten eine Landtagsſeſſion 
von mehreren Wochen eingeſchoben wurde, als in dieſer Landtagsſeſſion, 
die meiner Meinung nach erſt nach Schluß des Reichstags hätte ſtattfinden 
ſollen, Anträge, die im Grunde alle Leute für ſich hatten, der Regierung, 
ich kann nicht anders glauben, nur deshalb, weil ich ſie einbrachte, ab⸗ 
gelehnt wurden. Bat 

Nun iſt das in der Politik, in der innern ja doch wohl auch ähnlich wie 

in der auswärtigen, wo oft ſehr viele Regierungen glauben, ſie können 
ihrerſeits diplomatiſch oder ſelbſt materiell rüſten, ohne daß der andere ge⸗ 
rüſtet iſt. Es iſt das in der Sn immer fo, als wenn man mit unbe: 
kannten Leuten, deren nächſte Handlungen man nicht kennt, in einem uns 
bekannten Lande geht: wenn der eine ſeine Hand in die Taſche ſteckt, ſo 
zieht der andere ſchon feinen Revolver, und wenn der andere abzieht, jo 
ſchießt der erſte; da kann man ſich nicht verlaſſen, ob die Vorausſetzungen 
des preußiſchen Landrechts über die Nothwehr eintreffen werden, und da 
das preußiſche Landrecht in der Politik nicht gilt, ſo iſt man alternativ ſehr 
raſch zur aggreſſiven Vertheidigung bereit. Ich habe mich, wenn auch nicht 
angegriffen, ſo doch verlaſſen und iſolirt gefühlt, ich habe das noch mehr 
gefühlt bei der erſten ſocialdemokratiſchen Vorlage, und ich habe gehofft, 
daß bei der damaligen Ausſonderung die disparaten Elemente, die in einer 
großen und nominell die Regierung unterſtützenden Fraction vereinigt war, 
ſich ſondern würden. Es iſt das nicht gelungen, und fo lange das nicht 
gelingt, werden Sie jede Regierung, namentlich aber die verbündeten Re⸗ 
gierungen immer vorſichtig in er Anlehnung finden und nicht ſo ber: 
trauensvoll, als dies fruher der Fall geweſen iſt. Alſo die vielen Andeu⸗ 
tungen, als hätte ich mit irgend einer Fraction gebrochen, oder ich wäre zu⸗ 
erſt aggreſſiv verfahren, die trifft nach meinem innern Bewußtſein nicht zu. 
Ich habe, ſeit ich Miniſter bin, nie einer Fraction angehört, auch nicht ans 
gehören können; ich bin ſucceſſiv von allen gehaßt, von einigen geliebt 
worden. Es ift das à tour de role herumgegangen. Als ich zuerſt im 
Jahre 1862 das preußiſche Miniſterpräſidium übernahm, da iſt in aller An⸗ 
gedenken, bis zu welchem — ich kann wohl ſagen — paterlandsfeindlichen 
Zorn ſich der Haß mir gegenüber verkörperte und bis zu gewiſſem Maße 
auch gegen die höheren Einflüſſe, die mich auf dem Poſten erhielten. Ich 
habe mich dadurch nicht berirren laſſen und habe auch nie verſucht, mich 
dafür zu rächen, ich habe vom Anfang meiner Carriere an nur den einen 
Leitſtern gehabt: durch welche Mittel und auf welchem Wege kann ich 
Deutschland zu einer Einigung bringen, und jo weit dies erreicht iſt, wie 
kann ich dieſe Einigung befeſtigen, fördern und ſo geſtalten, daß ſie aus 
jreiem Willen aller Mitwirkenden dauernd erhalten wird. 
Zu dieſen Mitwirkenden rechne ich auch die Regierung, und es iſt für 
Deulſchland ein ganz außerordentlich großer Vorzug im Vergleich mit an⸗ 
deren Ländern unitariſcher Verfaſſung, daß das dynaſtiſche Element auch 
außerhalb Preußens eine Gewalt bat, die zu dem Nutzen der Ordnung ge⸗ 
zahlt werden muß und die wir, wenn wir das Land unitariſch zerreißen 
wollten, durch keine andere gleich ſtarle Bindekraft würde erſetzt werden 
tönnen. Ich verlange nicht dieſelbe Ueberzeugung von jedem, ich will nur 
darlegen, wie ich zu dieſer Stellung jetzt den Franzoſen gegenüber komme. 
Als wir aus dem Kriege 1866 zurückkamen, wäre es ja für mich in der 
Stellung, die ich damals, perſönlich in den einzelnen Kreiſen einflußreicher als 
eg einnahm, ſehr leicht geweien, ja ich habe ſogar mit einiger Mühe mich deſ⸗ 
en zu erwehren gehabt, zu ſagen: jetzt iſt Preußen größer geworden, die 
Verfaſſung iſt dafür nicht berechtigt, wir müſſen fie neu vereinbaren, kurz, 
die kühnſte und entſcheidenſte Reactionspolitit mit dem Exfolg, der noch von 
Königgrätz in den Dingen klebte, mit Segen treiben. Sie wiſſen, daß ich 
das Gegentheil gethan habe, und daß ich mir dadurch zuerſt die Abneigung 
eines großen Theils meiner politiſchen Freunde zugezogen habe, und es hat 
mich ſchwere Kämpfe getoſtet das Gegentheil, die Be das Fort: 
ſetzen des conſtitutionellen Syſtems durchzuführen. abe ich das aus Liebe 
zum conſtitutionellen Syſtem gethan? Ich will mich nicht beſſer machen 
als ich bin, das muß ich ganz beſtimmt dereinen. Hätte ich — ohne daß 
ich deshalb ein Gegner des Syſtems bin, im Gegentheil, ich halte es für 
die einzig mögliche Regierungsform — geglaubt, daß eine Dictatur, ein 
Abſolunsmus in Preußen der Förderung des deutſchen Einheitswerkes 
nützlicher geweſen wäre, ſo würde ich unbedingt dazu gerathen 
haben. Aber ich babe mich noch ſorgfältigem Nachdenken — und 
ich habe ſchwere und mir theuere, naheſtehende Einflüſſe zu bekämpfen ge⸗ 
abt — dafür entſchieden: nein; wir müſſen auf der Bahn des Verfaſſungs⸗ 
rechts weiter gehen, was außerdem meinen inneren Empfinde aprt und der 
Ueberzeugung von der Geſammtmöglichkeit der Politik mehr entſpricht. 

Das Entgegenkommen, das ich damals für die mit mir verſöhnten 
Gegner gehabt habe und das in meiner vielleicht ſeblerhaft angelegten 
Natur nach der Verſöhnung wohl etwas überfließend ſein mochte, hat mir 
zuerſt alſo die Vorbereitung zu dem damaligen Bruch mit der conſervativen 
Partei zugezogen. Es entſtand dann für mich weſentlich aus den Beziehun⸗ 
gen der ürchlichen Frage zur polniſchen der Conflict über die kirchlichen 
Angelegenheiten. Dieſer Kampf beraubte mich der natürlichen Unterſtützung 
der conferbativen Partei, auf die ich hätte rechnen können und die Wege, 
die ich zum Ausbau und zur praktiſchen Belebung der deutſchen Reichsver⸗ 
aſſung geden mußte, wären wahrſcheinlich andere geworden, wenn die con⸗ 
ervative Pertel mich nicht im Stichr gelaſſen hatte. Es kam dazu der 
Kampf, den ein augenblickliches Hochblüben einer tauſendjährigen Streit⸗ 


und ich babe viel Pofiif 
die 


age zwiſchen Staat und Kirche, zwiſchen Kaiſer und Papſt in unferer Ge⸗ 
i Ban die ſtets die Elemente dazu enthielt, hervorrief. Ich hab 

Conflicte mit der Lebhaftigkeit gekämpft, die mir hoffentlich in allen Sachen, 
wo es ſich nach meinem Bewußtſein um das Wohl meines Vaterlandes 
und um die Rechte meines Königs handelt, ſo lange ich lebe, eigenthümlich 
bleiben wird, aber ich muß auch hier ſagen: Ich halte Conflicte durchzu⸗ 
kämpfen wohl unter Umſtänden für tapfer, ſie ſind aber keine auf die Dauer 
zu erſtrebende Inſtitution, und wenn ſich Mittel und Wege bieten, die 
Schärfe der Gegenſätze zu mildern, ſo daß man an die Principien der 
eigentlichen Streitfrage überhaupt noch nicht rührt, daß man ſich gegenſeitig 
kennen lernt, daß man durch gemeinſames Arbeiten an einemsgemeinſamen 
und hohen Zwecke ſich gegenſeitig achten lernt, ſo liegt es doch wahrlich 
nicht in meiner Berechtigung, dieſen Weg zu verſchmähen und von der 
Hand zu weiſen. Wenn ich nun demnächſt durch dieſe von mir nicht ab⸗ 
hängigen Erſcheinungen enger an die liberale Fraction gedrängt wurde, als 
es für den Miniſter und für den Reichskanzler auf die Dauer vielleicht 
haltbar iſt, wenigſtens gerade ſo weit wie es möglich war, jo habe ich da⸗ 
durch die Beziehungen zu den übrigen Kreiſen des Reichs und der Bevöl⸗ 
kerung doch unmöglich für immer aufgeben können. Ich habe geglaubt, 
und habe das in der Specialdiscuſſion noch entwickelt, wir würden, vom 
rechten Flügel ab gezählt, in drei Bataillonen, vielleicht getrennt marſchiren 

vereint fechten können. 8 b f 5 

ee Vorausſetzung hat ſich leider nicht beftätigt, und die Um: 
ſtände, nicht mein Wille, haben es ſo gedreht, daß die Herren, die mich 


gegeniiber diefen meinen früheren — ich hoff 


t einer Fraction wird fie fi 


die ganze Kraft des Einfluſſes, der mir amtlich vertraut iſt, geſetzt habe. 


ER = fo lange ich Minifter bleibe, werde ich in dieſen Beſtrebungen 


zum Uebelſtände. Ich habe gefagt, bisher ſei das Reich ein läſtiger 


der Com⸗ 
3 
eln, nach 


vor das Forum der Reichstags⸗Finanzcommiſſion gezogen werden, und das 
wäre ein Unitarismus, den ich für ſchädlich und für verwirrend halten 
würde, und welchen ſich die einzelnen deutſchen Stämme mit ihrem Selbſt⸗ 
ſtändigkeitsgefabl ſchwerlich werden gefallen laſſen. N 
Dieſe Sache gehört von Rechtswegen in das Geſetz und nicht in die Ver⸗ 
fafjung. Das Reich iſt nicht blos ein Koſtgänger, der ein gutes Koſtgeld 
bezahlt und daruber hinaus ſich freigebig erweiſt, ſondern es iſt ein Koſt⸗ 
gänger wie ein König, der bei einem Privatmann wohnt, und das Reich 
ſteht in voller Berechtigung feiner Finanzhoheit da, wenn es ſich der Pflicht 
unterzieht, durch Flüſſigmachung der unter ſeinem Verſchluß liegenden Quellen 


inanz Linzelſtaat 1 ei ; 
der Finanznotb der Li en aufzuhelfen, ohne eine eiferſüchtige und 
die Gen des Reſſorts Aberſchreitende Einmiſchung der Einzelſtaaten in 


das Verwaltungsweſen. Die atrieularbeiträge beruhten bisher darauf 
daß das Reich die Gimelftasten o wiſſermaßen ausbungerte durch Verſagung 
der Zuflüffe, die aus den in anne Due en kommen könnten, und Dabei 
doch in jedem Jahre wie ein dnmnder Gläubiger die Matricularumlagen 
die ja die einleitende Motivirung 
gebildet hat; fie iſt zum Theil 
die S Maße, daß alle die Refor⸗ 
n. pin der 0 

h e, mir vorſchweben, jo 

ı 0 aerpeplider Theil davon ſchon bald, 

ſobald nur die Ertraglofigkeit der fr 10 euer überwunden ſein wird, 
f „ der leg d hi Angriff genommen wer: 

den kann. Die Ungleichheit der Belaſtung ya die Matricularumlagen, 
die ich auch, wie ich hier ſehe, damals Gabe 1 0 ja, wenn die 
k ; indet, wie die Ein: 

zahlungen. Wie nun dadurch die Fasse sen 1° nei 80 seichanigt wer⸗ 
: erfaſſungspara⸗ 
raphen. Man könnte, wenn man theoretiſch Jie Verß 9 8 wol, 17 55 
ung giebt darüber 

eine ganz authentische Auskunft, der gegenüber aber verschiedene abweichende 


wie das Reich gefährdet fein werde, 
& wie dor die verfchſangemaßige und 
jeder Zeit inne zu haltende Verpflichtung obliegt, die M. zn bewülacen 
5 illi 
wird, wo legt 
taaten gemacht 
anz unberechtigter Einwand, 
wir Nebe im 
r 5 un die berbündeten 
Regierungen ee egen, daß f ihren 


0 9 r 
und keen ich ni egen das Rei 
das wiederum HT das Reich nicht nachlommen? geg 
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derun be ift, wie die ge ten Regierungen? 
Namentlich 5 elbe iſt, wie die geſammten verbünde fo tan ich es 
nennen — da ſein König 
Verdacht 


e in dieſem 


5 Abſchledsgeſuche in gar keinem Zuſammenhang mit dem Franckenſtein⸗ 


Daß der Geh. Ober⸗Reg.⸗Rath Starke im Reichskanzleramt zum 


verbündeten Regierungen unter einander 1 haben, und der da 
lautet, daß der König von Preußen und die Uebrigen einen ewigen Bund 
ſchließen; „dieſer Bund wird den Namen Deutſches Reich führen und nach⸗ 
ſtehende Verfaſſung erhalten“ 5 e 
„Durch die Verfaſſung werden nun die Rechte des Reichstags hingeſtellt, 
die bei dieſem Franckenſtein ſchen Antrage, wie ich ſchon entwickelt habe, 
eine volle Wahrung finden. Die Regierungen haben ja bisher ſchon nach 
Artikel 31 der Verfaſſung das Recht, die Zölle ihrerſeits durch ihre Beam: 
ten zu erheben. „Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchs⸗ 
ſteuern bleibt jedem Bundesſtaate, ſoweit derſelbe ſie bisher ausgeübt hat, 
innerhalb ſeines Gebietes überlaſſen.“ Wäre alſo eine Möglichkeit oder 
eine Neigung, dieſe Zölle dem Reich vorzuenthalten, ſo wäre jeder Bundes⸗ 
ſtaat, namentlich ein ſo mächtiger wie Preußen, ſchon längſt in der Lage. 
So viel ich mich erinnere, erhebt Preußen an Reinertrag der Zölle, wenn 
man ihn zu 104 Millionen Mark anſetzt, 63 Millionen, alſo ungefähr nach 
Verbältniß ſeiner Bevölkerung und darüber hinaus. Wenn man der 
preußiſchen Erhebung die 6 Millionen — fo viel, glaube ich, find es — 
der Reichslande und die 5 Millionen der Zollvereinsämter in den Hanſe⸗ 
ſtädten auch anrechnet, würde Preußen 74 Millionen der bisherigen 
Zölle erheben, und bei einer Steigerung der Zölle um den Procentſatz, 
den das neue Geſetz liefern würde, würde das Verhältniß in dieſer Re⸗ 
partition wohl daſſelbe bleiben. Der einzige Staat, der meines Wiſſens 
erheblich über ſeine Bevölkerungszahl erhebt, iſt Sachſen, deſſen Zollein⸗ 
nahmen, die es an das Reich berweiſt, ſich auf 10 Millionen belaufen, 
während nach dem votirten Satz, der auf die Kopfzahl der Bevölkerung 
kommt, fie wahrſcheinlich 7 Millionen fein müßte. Unter der Bevölkerungs⸗ 
zahl find dagegen die ſüddeutſchen Staaten. Hat nun dieſer Umſtand in 
der Erhebung, dieſe Thatſache, daß der Ertrag des Zolles zuerſt in die par⸗ 
ticulariſtiſche Gewalt des Einzelſtaates vermöge des Artikels 63 der Ver⸗ 
faſſung geht, iM Befürchtungen bisher Veranlaſſung gegeben, daß die Reichs⸗ 
oberhoheit gefährdet ſei, daß ein Particularismus ſich entwickeln werde? 
Meines Wiſſens in keiner Weiſe. Dieſe Zölle werden nun nach Art. 39 
durch vierteljährliche und jährliche Abrechnung, die an den Finanzausſchuß 
des Bundesraths gelangen, vertheilt, wie viel jeder von ſeinen Zöllen be⸗ 
hält, zu verwenden und zu zahlen hat. 3 

Es iſt dabei auch nicht bezweifelt worden, daß der Ertrag der Zölle wie 
Art. 38 vorſchreibt, unter anderen bezeichneten Abgaben in die Reichskaſſe 
gefloſſen ſei, obſchon in natura der gezahlte Thaler ſchwerlich in eine Reichs⸗ 
kaſſe hier jedesmal gefloſſen iſt, ſondern es iſt Alles auf dem Wege der 
Abrechnung gemacht worden. Derſelbe Weg der Abrechnung ſoll auch 
ferner beſchritten werden bei Annahme des Franckenſtein ſchen Antrages. 
Die eventuelle Ueberweiſung zunächſt an die Reichskaſſe wird verfaſſungs⸗ 
mäßig nach Art. 38 ſtattfinden. Von da wird nach dem Texte des Francken⸗ 
ſtein ſchen Antrages eine Ueberweiſung an die einzelnen Staaten aus der 
Reichskaſſe stattfinden. Das Reich wird alſo vermöge eines Geſetzes, welches 
es giebt, eine ſtändige Ausgabe in ſein Budget aufzunehmen haben, die 
den einzelnen Staaten zur freien Verwendung zufließt. Es bedarf daher 
auch nicht der Art. 70 der Verfaſſung einer Aenderung, welcher verlangt, 
daß zunächſt die Ueberſchüſſe zur Verwendung kommen ſollen, da die Weber: 
ſchüſſe ſich erſt dann ergeben, wenn alle Ausgaben beſtritten find, und 
wenn das Reich ſich eine Ausgabe geſetzlich auferlegt, mag ſie für das ger⸗ 
maniſche Muſeum, mag fie für die Geſammtheit der Einzelſtaaten volirt 
werden, ſo muß immer dieſe Ausgabe erſt geleiſtet werden, ehe Ueberſchüſſe 
entſtehen können. Wir haben aljo unſererſeits die Reichsverfaſſung in allen 
ihren Artikeln für uns, und die Verletzung, die in der Preſſe vielfach be⸗ 
hauptet wird — ich weiß nicht, ob auch heute in den Reden — beſtreiten 
wir und gewärtigen den Beweis, der bisher nicht vorliegt. 

Ich möchte auch hier wiederum für die Herren die Ermahnung anknüpfen, 
doch bei ſo einfachen und die kühlſte Ueberlegung fordernden Fragen, wie 
Zölle, Wirthſchaftsangelegenheiten, Finanz: und Budgetſachen, nicht, da der 
alte Stammhaß nicht mehr vorhanden, die Fractionen an die Stelle der 
Stämme zu ſetzen. Ob vielleicht ſpäter wirklich alle Verbindungen, auch die 
Familienverbindungen, zwiſchen den verſchiedenen Fractionen wegfallen, und 
jede einzelne Fraction als geſonderter Stamm ſich wieder entwickelt, ſo weit 
wird es doch nicht kommen. Aber ich würde bitten, die hohe Politik und 
die Befürchtung, daß irgend ein politiſcher Hintergedanke bei den einfach⸗ 
ſten Maßregeln vorhanden iſt, nicht auf alle dieſe Dinge zu übertragen 
und den zornigen Kampf der Fractionen nicht ſo weit zu treiben, daß 
die Intereſſen des Reiches darunter leiden, und daß, wenn wir uns dadurch 
einſchüchtern ließen, auch in dieſem Jahre wiederum der erſte Schritt zu 
einer finanziellen Verbeſſerung nicht zu Stande käme. Von Seiten der Re⸗ 
gierung kann ich ganz beſtimmt verſichern, daß ſie ſich durch die meines 
Erachtens unzutreffenden Angriffe von dem beiretenen Wege, über den fie 
ſich am vergangenen Sonntag vorläufig verſtändigt haben, nicht werden irre 
machen laſſen und ich für meinen Theil werde den Weg, den ich im Inter⸗ 
eſſe des Vaterlandes für den rechten erkenne, unbedingt bis ans Ende 
gehen, unbeirrt, ob ich Haß oder Liebe dafür ernte. Das iſt mir gleich⸗ 


giltig. (Lebhafter Beifall, rechts.) 
(Schluß folgt in der Morgen-Ansgabe.) 
Berlin, 9. Juli. [Amtliches] Se. Majeſtät der König hat dem 


Oberſten z. D. v. Kleiſer⸗Kleisbeim, bisher Commandeur des 2. Han⸗ 
noverſchen Dragoner⸗Regiments Nr. 16, den Rothen Adler⸗Orden dritter 
Klaſſe mit der Schleife; dem Zolleinnehmer J. Klaſſe Berndt zu Ober⸗ 
Wüſte⸗Giersdorf im Kreiſe Waldenburg den Rothen Adler⸗Orden vierter 
Klaſſe; dem Juſtizrath, Rechtsanwalt und Notar Meltzer zu Striegau und 
dem Kaufmann und Stadtrath a. D. Bröcker zu Berlin den Königlichen 
Kronen⸗Orden dritter Klaſſe; dem Oekonomie⸗Commiſſionsrath a. D. Hans: 
mann zu Meſeritz und dem Rentier Maximilian Claus zu Schöneberg 
im Kreiſe Teltow den Königlichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe; dem Schul⸗ 
lehrer und Küfter Thielemann zu Müllerdorf im Mansfelder Seekreiſe 
8 der Inhaber des Königlichen Hausordens von Hohenzollern 
verliehen. 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König haben im Namen des Reichs den 
Ingenieur Heinrich Kribben in Madrid und den Kaufmann Mads W. 
Stang in Fredrikſtad (Norwegen) zu Conſuln ernannt. 4 g 

Se. Majeſtät der Kaiſer hat den Geheimen Rechnungs⸗Reviſoren bei 
dem Rechnungshofe des Deuſſchen Reichs Kathe und Voigt den Cha: 
ratter als Rechnungsratb verliehen. a ee: 

Se. Majeſtät der König hat den ſeitherigen Staats- und Finanzminiſter 
Hobrecht zum Wirklichen Geheimen Rath mit dem Prädicat „Excellenz 
ernannt. . 

Se. Majeſtät der König hat den nachbenannten Beamten bei der Ober⸗ 
Rechnungskammer, und zwar: dem Geheimen Regiſtrator Neumann den 
Charakter als Kanzlei⸗Rath, und den Geheimen Rechnungs⸗Reviſoren 
Börſch, Fritſch, von Wedelſtädt, Mohr und Bern au, ſowie dem 
Geheimen expedirenden Secretär Friſchmüller den Charakter als Rechnungs⸗ 
Rath verliehen. . 

Dem Director des Gymnaſiums zu Corbach, Dr. Theodor Hartwig, 
iſt das Pradicat „Profeſſor“ beigelegt worden. — Die Wahl des Gymnaſial⸗ 
lehrerg Dr. Brüll zum Oberlehrer an dem Progymnaſium zu Eſchweiler 
iſt beſtätigt worden. Pan ) g 

Berlin, 9. Jull. [Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin! 
empfing am Sonntag in Koblenz den Beſuch Sr. Königlichen Hoheit 
des Prinzen Wilhelm aus Bonn und beſuchte am Montag Se. Majeſtät 
den Kaiſer in Ems. . 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
ertheilte geſtern Nachmittag um 3 Uhr im Neuen Paleis bei Potsdam 
dem Finanzminiſter Bitter Audienz. (R.⸗Anz.) 

O Berlin, 9. Juli. [Dementi. — Ernennung.] Die 
„Trib.“ macht heute gegenüber einer Notiz der Wiener „Pol. Corr. 
über das bevorſtehende Verhältniß des bisherigen Miniſters Friedenthal 
zum Reichstag die Bemerkung, Dr. Friedenthal jet gar nicht Reichstags: 
Abgeordneter, ſondern nur Mitglied des Bundesraths und als ſolcher 
im Reichstag erſchienen; ſein Reichstagsmandat habe jetzt Graf Wil⸗ 
helm Bismarck. Das it aber ein Irrthum. Dr. Friedenthal war 
niemals Mitglied des Bundesraths, wohl aber bis jetzt Reichstags⸗ 
abgeordneter. — Die heut im Reichstag von Dr. Friedenthal in ſei⸗ 
nem und des Miniſters Falk's Namen abgegebene Erklärung, daß ihre 


en Antrag ſtehen, beſtätigt unſere hierüber gemachte Mittheilung. 


Nachfolger deszunterſtaatsſecretärs Bitter ernannt worden, können wir 
betätigen. Derſelbe gehörte früher der Allgemeinen Verwaltung an 
und war, ehe er in das Reichskanzleramt eintrat, Ober⸗Präſidial⸗Rath 
in Hannover. 


== Berlin, 9. Juli. [Sitzung des Bundesraths. — Zur 


Sept.⸗Oct. 6,30 Mart. 


* 


Minifterfrifis. — Der Oberpräfident von Scheſien.— 


Die Verwaltung von Elſaß⸗Lothringen. — Die = 
Geſetze.] Der Bundesrath war zu heute Nachmittag 2 Uhr 
zu einer Plenarſitzung berufen, welche jedoch wegen der De⸗ 
batten im Reichstage auf morgen (Donnerstag) vertagt worden iſt. 
Auf der Tagesordnung ſtanden: Vorlagen, betreffend a) Etatsüber⸗ 
ſchreitungen aus der Rechnungsperiode vom 1. Januar 1876 bis 
letzten März 1877; b) die Gebühr für die poſtamtliche Vehändigung 
gerichtlicher Verfügungen; c) den Entwurf eines Geſetzes für Elſaß⸗ 
Lothringen über die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermö⸗ 
gen ꝛc.; Beſprechung über die vom Reichstag bei der zweiten Bera⸗ 
thung des Zolltarifentwurfs gefaßten Beſchlüſſe; mündlicher Bericht 
der Ausſchüſſe: über die zur Ausführung des neuen Zoll⸗ 
Tarifs erforderlichen Maßregeln; betreffend die ſteuerliche Con⸗ 
trole der durch Buntdruck herzuſtellenden Spiel - Karten; be⸗ 
treffend Recursgeſuche des Poſtſchaffners Cording in Celle und 
des Briefträgers Gepke in Coſel wegen ihrer Penfionirung. 
Ferner mündliche Ausſchußberichte, betreffend: a. den Bericht der 
Reichsſchulden⸗Commiſſion in Verbindung mit der Mittheilung, be 
treffend den Beſchluß des Reichstags über denſelben Gegenſtand; die 
Denkſchrift über die Ausführung mehrerer Anleihegeſetze in Verbin⸗ 
dung mit der Mittheilung, betreffend den Beſchluß des Reichstags 
über denſelben Gegenſtand; die Bewilligung von Remuneration an 
Poſtbeamte für Arbeiten aus Anlaß der Münzumwandlung. — Gleich 
nach dem Schluſſe des Reichstages wird der Rücktritt der Miniſter 
Falk und Friedenthal und die Ernennung ihrer Nachfolger publicirt 
werden. Es wird uns beſtätigt, daß der bisherige Unterſtaatsſeeretär 
im Cultusminiſterium Dr. Sydow eine anderweite Stellung erhalten 
wird. Weitere Aenderungen in dem Beamtenperſonal des Cultus⸗ 
miniſteriums ſtehen indeſſen nicht zu erwarten. — Die Beſetzung des 
vacanten Poſtens eines Ober-Präſidenten der Provinz Schlefien iſt 
noch nicht erfolgt. Jedenfalls kommt die Perſon des Abg. Grafen 
Udo Stolberg nicht in Frage; dagegen war allerdings von dem 
jetzigen Reichstags⸗Präſidenten von Seydewitz die Rede, doch iſt. 
man auch davon zurückgekommen. Es wird jetzt allerdings der 
Regierungd = Präfident in Düſſeldorf von Hagemeiſter genannt, 
der früher Regierungs- Präfident in Stralſund und Oppeln 
war. Nachdem der Feldmarſchall Freiherr von Manteuffel 
jetzt von ſeinen Badereiſen zurückgekehrt iſt, ſteht deſſen Ernennung 
zum Statthalter von Elſaß⸗Lothringen unmittelbar bevor. Auch wird 
man dann an die Beſetzung der übrigen Beamtenſtellen herantreten. 
Zu Leitern der verſchiedenen Miniſterialreſſorts ſind nach wie vor der 
Unterſtaatsſecretär Herzog, der Abg. von Puttkamer (Frauſtadt) und 
der Geh. Rath von Pommer⸗Eſche erſehen, doch iſt es nicht unwahr⸗ 
ſcheinlich, daß hierin noch manche Aenderungen eintreten. Ob nun 
auch eine Heranziehung elſaß⸗lothringiſcher Perſönlichkeiten für den 
Verwaltungsdienſt zu erwarten iſt, läßt ſich noch immer nicht be⸗ 
ſtimmen. — Von verſchiedenen Seiten wird darauf hingewirkt, die 
noch rückſtändigen Juſtizgeſetze zum Abſchluß zu bringen, doch iſt es 
fraglich, ob ſich dies wird ermöglichen laſſen. Inzwiſchen ſind in allen 
Bundesſtaaten die Einrichtungen zur Einführung der Juſtizgeſetze 
theils bereits ausgeführt, theils harren ſie des letzten Abſchluſſes, ſo 
daß mit dem 1. October die Einheit der Gerichtsverfaſſung und des 
Rechtsweſens vollſtändig hergeſtellt ſein wird. 

Ems, 9. Juli. [Se. Majeſtät der Kaifer] machte geſtern 
eine Spazierfahrt nach Fachbach und beſuchte am Abend das Theater. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Verſailles, 9. Juli. Deputirtenkammer. Bei der fortgeſetzten 
Berathuung des Ferry'ſchen Unterrichtsgeſetzes wurde der Artikel 7, 
welcher alle vom Staate nicht autoriſirten Religions⸗Geſellſchaften von 
der Ertheilung des öffentlichen Unterrichts ausſchließt, mit 330 gegen 
185 Stimmen angenommen. Sodann wurde der Artikel 8, welcher 
dahin geht, daß jedes freie Unterrichtsinſtitut und jede mit Rüchſicht 
auf den Unterricht gebildete Vereinigung nur durch Geſetz zur Erthei— 
lung des öffentlichen Unterrichts zugelaſſen werden kann, genehmigt. 
Schließlich wurde das ganze Ferry'ſche Unterrichtsgeſetz mit 352 gegen 
159 Stimmen angenommen. — Morgen wird die Kammer die Be⸗ 
rathung des Budgets beginnen. 

Paris, 9. Juli. Mehrere Zeitungen melden, daß Mae Mahon 
beim Kriegsminiſter die Erlaubniß nachſuchte, ſich nach Chiſelhurſt 
begeben zu dürfen, um dem Leichenbegängniß Napoleons beizuwohnen. 
Der Kriegsminiſter antwortete nach einer Conferenz mit dem Miniſter⸗ 
rathe Mac Mahon, es könne ihm die Erlaubniß nicht ertheilt werden, 
da bereits den Marſchällen Canrobert und Leboeuf und dem Admiral 
Jurien de la Graviere eine ſolche Erlaubniß verweigert worden ſei. 

Tirnowa, 9. Juli. Heute Vormittag 9 Uhr wurde in der 
hiſtoriſchen Krönungskirche das Tedeum abgehalten, wonach die 
Eidesleiſtung des Fürſten Alexander ſtattfand. Der Fürſt trug ruſſiſche 
Generalsuniform und die Großkreuze verſchiedener Orden. Der Fürft 
ſprach die Eidesformel fließend bulgariſch, was die Verſammlung mit 
lebhaftem Enthuſtiasmus aufnahm. 


„ Breslau, 10. Juli, 9% Uhr Vorm. Am deungen Miartte war der 
Geſchäftsverkehr im Allgemeinen wegen zu hohen Forderungen ſchleppend, 
bei mäßigem Angebot Preiſe unverändert. . 

Weizen, nur feine Qualitäten gut gefragt, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 16,60 end Re Mart, gelber 16,50—17,80 bis 18,30 Mart, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 5 j N 
| Roggen, zu notirten Preiſen leicht verkäuflich pr. 100 Kilogr. 11,50 bis 
12,70 —13,10 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. - 

Gerſte in 1995 3 pr. 100 Kilogr. 11,20 bis 13,00 Mark, 
weiße 13,20 —13,80 Mart. \ Ä 

Hafer gut preishaltend, pr. 100 Kilogr. 10,80 — 11,50 — 12,10 bis 
12,70 Mart. a 

Mais ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. 9,50—10—10,50 Mark. 5 

Erbſen preishaltend, pr. 100 Kilogr. 11,60 — 12,80 — 14,00 bis 
14,80 Mark, Bictoria⸗ 14,80—16,30—17,50 Mark. 

Bohnen ohne Frage, pr. 100 Kilogr. 15,50—16,50—18 Mark. 

Lupinen, nur feine Qualiäten verkäuflich, pr. 100 Kilogr. gelbe 7,50 
bis 7,90 —8,30 Mart, blaue 7,30—7,60—8,00 Marl. 

Wicken ſchwacher ieh pr. 100 Kilogr. 10,60—11,20--11,80 Marl. 

Delſaaten, Winterrübſen ſtärker angeboten, Preiſe niedriger. 

Schlaglein ſehr feſt. 

Pro 100 Kilogramm 
Schlag⸗Leinſaat... — 
Winterrabds — — 
Winterrübſen 22 25 
5 nasse — 

eindotter — — — rer 

Raps kuchen in ruhiger Haltung, pr. 50 Kilogr. 6,30—0,50 Dart, pr. 


6 DOHER ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 9,10—9,40 Mart, fremde 
7,10 ark. 
„Tovmotbee rubig, pr. 50 Kiloge, 1350-1417 -1950 Mar 
Kleeſamen nominell, rother pr. 50 Kilogr. #97“ über Noli „ 
weißer pr. 50 Kilogr. 30—-38—45—55 Mart, bochfeiner N 
Mehl ohne Aenderung, pr. 100 Kilo Welzen eb 0 384800 
Mark, Roggen fein 20,00--21,00 Mark, er v 5 9,50 Mart, 
Roggen⸗Futtermebl 8,50—9,50 Mark, Weizenkleie 6,40 40 Mart. 
S 5 2 5 rn m 
3,40 Mark, neue 2,20 —2,80 Mark pr. 50 Kilogr. 
Rongenſtrn 20,00--21,00 Matt vr. Scho a 600 eg. 


netto in Mark und Pf. 
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Ei 


uss. N v. 6415 


v.Atal, Tabak-Oblig.. 
Baab-Grazer 100 Thlr.. 
‚Rumänische Anleihe. 
Türkische Anleihe. 
Ungar. Goldrente . . . 
do. Loose (M. p. St.) 
Bag.50),8t.-Bianb,-Anl. 
do, Schatzanw.. . « 


„ 14 


Fonds- und Geld- Course. 


Deutsche Reichs- Anl. 4 


29,00 bad 


Oonsolidirte Anleihe . 4½ 106,0 bz 


do, do, 
Btaats-Anleihe . 


9 25 ba 


18764 
99,10 bz 


.... 


Btaats-Schuldscheine .[315| 94,78 ba 
Präm.-Anleihe v. 18853 ½% 151,8 bad 
Berliner Stadt-Oblig. 4½ 103,50 bz 


Berliner 


do. 


g 


Pommersche. 


. 4 4½103 20 br 
. 3½ 88, u B 
4 30 bz 
4 ½ fd le bz 


.. 
— * 


do. 
do.Lndsch. rd. 4½ — — 
Posensche neue. 4 


98.10 ba 


Schlesische | 29.50 8 
Ladschaftl. Oentralj4 67,90 bz 
Kur- u. Neumärk.] 4 | 95,49 bz 
4 Pommersche 44 50 bz 
Posensche 498,40 B 
2 Preussische . 4 9880 bz 
E Westfäl, u. Rhein. 4 | 99,90 bz 
4 gäch sische 4 0,37 bz 
Schlesische 95550 bz 
Badische Präm.-Anl, 4 231.70 bz 
Baierische 4% Anleihe 1317 bz 
Oöin-Mind.Prämiensch 3:4 121% bz 
Böchs, Rente‘ von 18763 | 76,96 bz 


nom — 


Wechsel-Course. 


Amsterdam 100 Fl... 8 T. 169,35 ba 


„ ———— 
Hypotheken-Gertiicate, 


Krupp’sche Partial-Ob.|5 
Sab d. d. rp 
0 


de. 


Deutsche Hyp.-B.-Pfb. 
0 0 


do, . 


do 


11680 0 
4½ 100 50 ba 
103,20 bz 
4½ 98,46 br 
5 10250 020 


22 


5 110,10 6 


de do, 4% 104,10 528 
nk. H. d. Pr. Bd.-Crd. B. 5 — — 
do, III. Em, 5 5 103,25 b 
Nun db Schuld. do.|ö — 2 
H. EL Nord- G.. 5 99,0% bz& 
o, do, Pfandbi.. - en hz& 
„ Hyp.-Briefe .. 0% & 
Bomm. b. Ems | 2700 8 
Goth. Präm.-Pf. I. Em,|5 118,5 B 
do, do. Em. 3 10990 ba 
40. 50% Pf. rkalbr. m. 10%, 14,0% 8 
20, 4% do. do. 12.110 4½ 97,75 ba 
Meininger Prüm. Pfdb. ! 110,22 @ 
dect na- Habe 101 8 
Bahles, Bodencr.-Pfdbr, i63,18 bad 
46 d 411,110..50 0 


do. 0. 
guad. Bod.-Ored.-Pfdb. 


do, 


5. 103.25 @ 
4½ 1025 ba 


1 209 


Ausländische Fonds. 


Osst, Bilber-ER. (. 1. . f. (400g 
do. AR) 


de, Goldrente . 
do, Papierrente 
do, 4er Präm.- 


do. Lott.-Anl. v. 68 . 
ds, Credit-Loose 


de. CAer Loose 


0. 


do, 
„ Orient-Anl. v. 187715 
a0, Or] do. v. 1878 


do. Bod.-Ored.-Pfäbr. 


4, II. 


do, Anleihe 


40. Oent.-Bod.-Or.-Pfb, 
ANuss.-Poln. Schatz-Obl. 
Foln. Pfadbr. III. Em. 

Foln. Liquid.-Pfaudbr. 


Amerik. rückz. p. 
do, 50% Anleih 
tal, 50% Anleihe 


do. II. 


59.15 6 


— 68,70 bzB 
q 4 ½% 6.46 bz 
Anl, 4 — — 
125 25 ba 
fr. 31.00 bs@ 


20 %% ba 
143.59 be 
147,30 6 
65.00 ba 
68,10 bz 


di bus] 


186615 


78.49.50 bzB 
88,80 bz 
9,50 bz 
52,76 bzB 
6295 bad 
56,10 ba 
202,75 bzB 
161,27 bz 
„le bu 
103, B 
83,28 B 
108,06 ba 
12,10 bag 
62,10. beg 
183.95 bah 
80, 70 B 


102,50 8 


1877. 


„1881 
. 


.. 


SANS aaa 


Abth. 0 


dische 10 Thir.-Loose — 
a 10 Tulr.-Loose 46.20 bz 
Türken-Loose 38,0% bzB 


——— — — 


Eleenbahn-Prlarltäts-Aotlen. 


Barg.-Mürk, Serie II. 4. 
III. v. St. 318.8 ½/ 69,60 bz 


do, 


do, do. 
do, Hess. Nordbahn. o 


Jarlin-Görlitz 
d 


Qrosl-Freib, Lit, 
do, Lit, 


do, do, 
do. do. 
de, do, 
do, von 


Osin-MindenIII. Lit. A. J 
do. 


do. .... 


do, 


Selle-Soran-Guben E 


Lit. B. 4½ 


VI. 4½%102 5% 
108% 8 


5 103 80 ba 


IV. 4 
V.] 4 | 92206 
4½103.6% 6 


Hannover-Altenbeken.4½ 90,76 bz 


‚ Märkisch-Posener . 45 
BI.-M, Staatsb, I. Ser.|t 
do. II. Ser.|4 
do. Obl. I. 
III. Sor. 4 


do, 
40. 
do, do, 
@berschles. 1 . 


do 


0. 
do, 


0 


Cosel-Oderb.|4 
do, f 
Ao., Stargard-Pogen 
do, do. II. Em, 
7 do, m. 5.43 
0. Narschl. web. 4½ 
rende. Südbahn 4060,90 B 
te-Oder-Ufer-B.- . 4½ 102,0 G 


102.00 5 
2,25 B 
99,00 B 
99.10 62 
96,0 P 


u. II. 4 


— 
— 


4% B 


ag 105,00. bz 


866. .5 102.10 bzG 
873.44 


5 408 Cn 6 
1 — 

4½ 10 80 bz 
Em. 4½ 101,80 bad 
66,5 @ 


@ehlesw, Kisenbahn 4½ö — — 


de, 40 .Q¶ 42.3 (16884 ba 
London I Ls tr. 3 M. 220,05 2 
Paris 100 Fres . 8 T. 2 | 80,85 bz 
Petersburg 100 8.3 K. s 199,04 b 
Warschau 10% 8. 8 T. 200,60 bz 
Wien 100 FI. 8 T. 4 176,50 bz 
do. Ae. „ „ 2 M. 4 174.50 bz 


Kurh. 40 Thaler-Loose 262,60 bz 
Badische 35 FL-Loose 174 C0 B 
3raunschw, Präm.-Anleibe 87,70 bz 
Oldenburger Loose 150,89 bs 


Ducaten 9.70 @ Dollars 4,19 br 
3ower, 20,37 bz Oost, Ekn. 171,85 bz 
Kapoleon 16.22 baB do, Silbergd — — 
imperlala — — Russ. Bkn. ?00,90 bs 


Eiseabahn-Stamm-Aotlen. 
Divid. proj 1877 1815 


Aachen-Mastricht.] ½ ja 4 | 17,10 bz 
Berg.-Mörkische. | 3% 4 4 | 90,60 de 
Berlin-Anhalt ,.. 5% 5 4 | %50 520 
Berlin- Dresden 0 0 4 15.90 bz 
Berlin-Görlitz „, .|.® 0 4 15,0% br 
Berlin-Hamburg. 11 ½ 1161, 4 1176,06 ba 
Berl.-Potad-Magdb 3½ 3½ |4 94 60 ba 
Berlin-Stettin . T!jo] 3½ 4 10830 dz 
Bohm. Westbahn 5 5 5 82,76 bzB 
Bresl.-Freib. ... . A | 3% 1% 78,40 b 
Cöln.Minden . .. 54½0 6,5 14 1137,60 bz 
Dux-Bodenbach.B,| 0 0 4 23.20 ba 
Cal. Carl-Ludw.-B.| 8% 8.2144 102,50 bz& 
Halle-Sorau-Gub, .| 0 0 4 13.50 bz 
Hannover-Altenb. 9 0 4 14 10 ba 
Kaschau-Düerberg| 4 4 5 4,1% bz 
Kronpr. Rudolfb. 5 5 5 58.60 bd 
Ludwigsh.-Bexb, .| 9 9 4 184 90 bs 
Märk.- Posener 0 a 4 | 23,60 dz 
Magdeb.-Halberst.| 8 91/5, 4 13960 ba 
Malnz-Ludwigsh. 8 x 4 75 50 57 
Niederschl.-Mark. 4 4 4 99,0% B 
Oberschl. A. C. D. E. 8¼ | 81/4 34½ 183.75 bz 
do. B. 8½ 8½ 3½ 13,76 © 
Oesterr.-Fr. St.-B.] 6 6 4 488.00-485 50 
Oest. Nordwestb.] 4,18 4 5 223 60 ba 
Oest.Südb.(Lomb.) 0 1 4 1151-150,50 
Ostpreuss, Südb, 0 0 4 31,89 bz 
Bechte-O.-U.-B.. | #1, | 7 4 1250 bz 
Reichenberg-Pard.] 4 1 4¼ 43.9% be 
Rheinische 7 7 4 labg. 129,75 bz 
do. Lit. B. (40% gar.) 4 4 4 9 00 bz 
Raein-Nahe-Bahn.| 0 0 410,50 ba 
Rumän, Eisenbahn 2 2 4 | 33-3290 ba 
Schweiz Westbahn] @ 0 4 19,60 bz& 
Stargard - Posener| 4½ 4½% 4½ 1,1 bz 
Thüringer Lit, A.] 1½ | 8 4 133,00 bz@ 
Warschau-Wien, .| 5 9,1654 1197,06 bz 
Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. 
Berlin-Dreaden 0 0 5 | 29,50 br 
Berlin-Görliizer,. .| 0 6 5 | 41,60 bzo 
Breslau-Warschau| © 0 5 30,60 6 
Halle-Sorau-Gub. . 0 0 5 | 43,75 dz 
Hannover - Altenb.| 0 0 5 | 39,75 bz@ 
Kohlfurt-Falkenb.| ® a 5 20.78 9 
Märkisch -Posener| 41, 5 5 95,30 bıG 
Magdeb.-Halberst.| 3½ 3½ 3½ 86,30 bz@ 
do, Lit. C. 5 5 5 114.78 bz 
Ostpr. Südbahn 5 5 5 94,28 bz@ 
Rechte-O.-U.-E. 5½ | 7 5 122 40 bz@ 
Rumänier 8 8 93, bas 
Saal-Bahn ..... 9 0 5 27,50 B 
Welmar-Gera . 9 0 5 | 21,50 bB 
Bank-Papiere. 
Alg. Deus Hand,-9.| 2 2 451,50 6 
Anglo DeutscheBk.| 0 4 1.—— 
Berl. Kapsen-Ver.| 84/4, 8% 4 158.25 8 
Berl. Handels-@es.| 0 0 4 64,9% bz@ 
Brl. Prä.-u.Hdls,-B.| 6 6 4 68.25 G 
Braunschw, Bauk. 3 Alla 86.0% va 
Brosl. Disc.-Bank.| 3 3 4 17780 6 
Bresi, Weehslerb.| 3½ 5% . 8325 6 
Coburg. Cred.-Bnk.| 5 4½ 4 | 74.00 B 
Danziger Priv.-Bk. 0 5%, 4 106,19 6 
Darmst, Oreditbk.] 6¼ | 694 „ 130,30 dz 
Darmst, Zettelbk.] 5% | 51) 1 104 80 bz 
Deutache Bank 6 61% 4 (121,26 bag 
do. Reichsbank 6,29 6,3 4½188.4 bzB 
do. Hyp.-B. Berlin] 74/3 6¼ 14 89,0 8 
Disc.-Comm,-Anth,) 5 6% |4 16290 dz 
do. ult. 5 61, 4 1620.52, 6 
Genossensch.-Buk. 6½ 5½ 4 | 89,49 @ 
do. junge 6½ 5% 5,60 @ 
Goth. Grundéredb.] 8 6 4 85,00 bzB 
do. junge 8 6 4 9400 bz 
Hamb. Vereins-B.| 10% | 734 14 |121,75@ 
Hannor. bank, ,.| 6 544 j4 |163,60 526 
Königsb. Ver,-Bnk.| ? 4 | 87,50 8 
Lndw.-B.Kwilecki.] 0 — 4 | 51,56 
Leipz. Cred.-Anst.] 5%, 6% 4 34 5% da 
Luxemburg. Bank] 6% 2½ |4 23,0% bz@ 
Magdeburger do. | 5% be [11100 @ 
Meininger do, | 2 20 4 5150 B 
Nordd. Bank 8½ | tits |4 46,40 8 
Hordd, Grunder,-B| 5 „ 14 75 6 
Oberlausitzer BK. 3 4 4 13,00 B 
Oest. Ored.-Actien| 8½ | 8%, 4 465-65 
Posener Pro.-Bank 6 | 4 4 196 60 @ 
Pr. Bod.-Or.-Act.-B.] 8 5 4 | 72,50 bzG 
Pr. Cent,-Bod.-Ord.| 0½ 9½ A 125, bak 
Sächs. Bank 5% | 53, 4 109 25 6 
Schl. Bank-Verein| 5 5 4 92.28 8 
Weimar. Bank ..| 0 0 4 | 36,59 beo 
Wiener Unionsbk.| 31, 5 4 a 
In Liquidation, 
Berliner Bank „| — I — te.] 550@ 
Berl. Bankverein| — | — fr.. — 
Berl, Wechsler-B.| — — tr. — — 
Oentralb. f. Genos.— | — ftr. 57,00 8 
Deutsche Unionsb.— — fr. — 
Gwb. Schuster u. C. — | — kr. — — 
Moldauer Lds.-Bk.| — — Ir... — — 
Ostdeutsche Bank| — — fr. — — 
Pr. Credit- Anstalt. — | — tr. —— 
Bäche. Cred.-Bank| — — fr, 107,78 @ 
Schl. Vereinabank| — — linj—— 
Thüringer Bank 0 — tr. I 8025 @ 


— — — — — — 


industrie-Papfers. 


Berl. Eisenb.-Bd-A.| — | — fr. — — 
D. Eisenbahnb.-G.] 0 6. 190 bz@ 
do. Reiche-u.Co,-B.| 0 — 4 | 91,25 ba 
Mark. Sch. Masch. G 0 0 4 | 24,15 bad 
Nordd, Gummifab.| 4 4 4 52,06 B 
Westend. Com.-G. — — fr. — — 
Pr. Hyp.-Vors.-Act.] 5 5 489,60 8 
Schles, Feuervers. 28 21 fr. 975 B 
Donnersmarkhätt.| 3 % la | 2950 b20 
Dortm. Union 0 — 4 13.00 6 
do. abgest. 0 — 4 | 15,75 bz 
Königs- u. Laurah.| 2 — 4 | 7325 bB 
Lauchhammer. 0 — 4 232,40 © 
Marienhütte 3 2 4 52,00 B 
Cons. Redenhütte. — | — 4 1.80 8 
Schl. Kohlenwerke 0 — 4 16,75 @ 
Schl.Zinkh.-Actien| Allg | 515 4 | 78,56 @ 
do, St.-Pr.-Act.] 6 5½ 4 | — — 
Tarnowitz. Bergb.| 0 0 4½ 48.90 B 
Vorwärtshütto . 0 0 4 7,80 K 
Baltischer Lloyd .| — — 415 6 
Bresl, Bierbrauer. 0 — 9112 
Bresl. E.-Wagenb.| I 5½ |4 | 62,60 bzB 
do. ver. Oelfabr.] 8 5½% 4 | 60,25 bz 
Erdm. Spinnerei 0 0 4 22,00 ba 
Görlitz. Eisenb.-B.] 4 — 4 | 75,40 b2G 
Hofim.’sWag.Fabr.| 0 0 4 B 
O.-Schl. Eisenb,-B.| 0 0 4 32,50 8 
Schl. Leinenind. 4 — 14 27,0 BR 
do, Porzellan .| 114 1½, 428,70 B 
Wunelmsh. MA. 0 ö 4 20,00 @ 


Bank-Diecont 3 pt. 
Lombard-Zinsfuss 4 pOL 


Obarkow-Asow gar. 5 — — 
do, do, in Pfd. Sterl. 

A 20 Mark gar.. . 6 | 84,59 ba 
Gharkow- Krementsch. 

. EREREE 5 | 8125 b2B 
do, do. in Pfä.Sterl.|)5 | 84,5u bz 
Dux-Bodenbach . fr. 48, bz 

do, II. Emission . fr. 68,09 br& 
Erag- Dun fr. | 36,06 bz& 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn|5 90,50 bz 
do. do. neues | 89,50 bag 
Kaschau- Oderberg. 2 bz& 
Ung. Nordostbahn . 3 | 65,40 bz 
Dung. Ostbahn ..... 5 62.90 bah 
Lerberg- Czernowitz 6 | 12,40 B 
do. do. II. 8 75,14 bz 
do. do, III. s | 65,06% bad 

do. do. IV. s | 66.10 50 
Mährische Grenzbahn]5 | 61,50 6 
Mähr.-Schl, Contralb, ftr. 23,46 bz 

de, II. . fr. — 
Kronpr. Rudolf-Bahn .5 | 75,16 bz& 
©osterr.-Französische .|3 365% b-@ 
do. do. II. 3 136650 @ 
de, südl, Staatsbahn 3 21 %% b2G 
do, neue|3 261,60 bzG 
do, Obiigationen|5 | 88,50 bz 
Bumän, Eisenb.-Oblig.|6 2 9% bz 
Warschau-Wien II. * a 
do, ... Id 2 
do IV. . 5 | 96,60 bz 
a V. ..5 | 96,59 bz 
Berlin, 9. Juli. 
Anſchein, 


heute die 


von fo geringfü 
Nur auf dem Ge 
Anfangs eine etwas größere 
fein wieder der allgemein 


[Börſe.] Bei Beginn der Börſe gewann es den 
als ob eine feſtere Tendenz Plat greifen werde, doch blieb auch 
Action eine ungemein eingeſchränkte und die Umſätze erwieſen ſich 
iger Ausdehnung, wie an den vorangegangen Tagen. 
iete für einheimiſche Eiſenbahnactien machte ſich beſonders 
En amd bemerkbar, doch auch dieſe wich 
e 


chenden Stagnation. Auf dem Specu⸗ 


ationsmarkte überſchritten die geſchäftlichen Transactionen die allerengſten 
Grenzen nicht und die anfänglich feſte Haltung ermattete noch in der erſten 
Vorzugsweiſe war dies der Fall für die Arbitrage⸗ preis — Mark. — Roggen loco 110 bis 135 Mark pro 1000 Kilogr. 


Börſenhälfte. 


Berliner Börse vom 9. Juli 1879. 


Wiener Vorbörſe gemeldet wurden, die Veranlaſſung 


3 2 


einzig und allein die 
lätzen, beſonders von der 
[ \ geboten. In Wien 
ſoll das Gerücht verbreitet geweſen ſein, daß Graf Andraſſy Krankheitshalber 
von feinem Bolten zurüdzutreten beabſichtige. Die internationalen Specula⸗ 
tionspapiere konnten ſich nicht auf dem geſtrigen Niveau voll behaupten. Oeſterr. 
Creditactien nicht ganz unbelebt. Franzoſen und Lombarden faſt ganz ge⸗ 
ſchäftslos. Die öſterreichiſchen Nebenbahnen betheiligten ſich faſt gar nicht 
am Verkehr und blieben daher auch meiſt in den Notirungen unverändert. 
Die localen Speculationseffecten fanden wenig Beachtung und trugen auch 
nur eine ſchwache Haltung. Ebenſo blieben die auswärtigen Staatsanleihen 
ohne Leben. Ruſſiſche Werthe konnten ſich ziemlich gut behaupten. Ruſſ. 
Noten feſt, per ult. 201—200% —201% (Vorprämie 202“), per Aug. 201% 
bis 201% (Borprämie 203%4/2%). Preußiſche Fonds blieben unbelebt und 
in den Notirungen unverändert, auch in den anderen deutſchen Staats⸗ 
papieren fand nur ein geringes Geſchäft ſtatt. Einheim. Eiſenbahnprior⸗ 
ruhig, nur Freiburger 4% * gingen in großen Poſten um, auch waren in 
den gekündigten 5% Deviſen die Umfäge lebhaft. Fremdländiſche Deviſen 
ſehr ruhig. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte waren beſonders Köln⸗ 
Mindener begehrt auf das Gerücht, daß die Seehandlung große 
Poſten aufkaufe. Per ultimo notiren: Köln⸗Mindener 1809019760 
bis 137,25, Rheiniſche 129,50 129,80 129,70, Bergifhe 9090,75 


werlbe und hatten hierzu in der Haupfſache woh 
matteren Notirungen, die von den auswärtigen 


Potsdamer beſſer, Oberſchleſiſche, Anhalter und Stettiner desgleichen. d 


Rumänen begehrt und anziehend, da verlautet, daß die Verhandlungen 
mit der rumäniſchen Regierung guten Fortgang nehmen. Oſtpreußiſche 
n in guter Frage. Nahebahn nicht unbelebt. Bankactien ziemlich 
feſt. Darmſtädter Bank zu höherem Courſe begehrt. Berliner Makler⸗ 
Verein beſſer. Berliner Handelsgeſellſchaft zog bei ſehr geringem Geſchäft 
etwas an. Preußiſcher Bodenecredit behauptet. Deutſche Bank ging zu 
herabgeſetzter Notiz ziemlich lebhaft um. Schaaffhauſen niedriger. Naben 
Discontobank ſchwach. Induſtriepapiere wenig lebhaft. Ahrens Brauerei 
matter. Tivoli anziehend. Nordhausen Tapetenfabrik beſſer. Große Pferde⸗ 
bahn beliebt und ſteigend. Zimmermann Werkzeug höher. Eckert Maſchinen⸗ 
fabrik zog etwas an. Oberſchleſiſcher Eſenbahnbedarf desgleichen. Leopolds⸗ 
hall ging zu höberer Notiz um. Montanwerthe ſchwach. Bergiſch⸗Märk. 
Bergw., Gelſenlirchen, Weſtfäl. Bergw., König Wilhelm und Bonifacius 
ſteigend, Köln⸗Müſen billiger erhältlich. 

Um 2% Uhr: Schwach, Bahnen feſt. Credit 465,00, Lombarden 151,00, 
Franzoſen 485,00, Reichsbank 155,40, Disconto⸗Commandit 153,00, Laura⸗ 
bütte 73,25, Türken 12,10, Italiener 80,87, Oeſterr. Goldrente 68,50, Un: 
gariſche Goldrente 82,00, Oeſterr. Silberrente 59,62, do. Papierrente 58,37, 
5X Ruſſen 88,50, Köln⸗Mindener 137,25, Rheiniſche 129,87, Bergiſche 90,87, 
Rumänen 33,00, Ruſſiſche Noten 201,25. 

Coupons. (Courſe nur für Poſten.) Oeſterreich. Silberrent.⸗Cp. 175,00 
bez., do. Eiſenbahn⸗Coupon 175,00 bez., do. Papier in Wien zahlbar min. 
50 Pf. k. Wien, Amerik. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,16 bez., do. Eiſenb.⸗Prior 
4,16 bez., do. Papier ⸗ Dollars 416 bez., 6 New⸗Nork⸗City — bez. 
Ruſſ. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier und verl. min. 75 Pf. 
k. Pet., Poln. Papier u. verl. min. 75 Pf. Warſchau, Ruſſ.⸗Engl. conf. 
berl. — bez., Ruſſ. Zoll 20,7172 bez., 22er Ruſſen — Große su 
Staatsbahn —,— bez., Ruf. Boden⸗Credit —— bez., Warſchau⸗Wiener 
Comm. — bez., Warſchau⸗Terespol —,— bez., 3% und 5% Lombard 
min. — Pf. Paris, Diverſe in Paris zahlbar min. 20 Pf. Paris, Hollan⸗ 
diſche min. — Pf. Amzterdam, Schweizer minus — Pf. Paris, Belgiſche 
minus — Pf. Brüſſel, Perl. Lſtr.⸗Odligat 20,39 bez. 


weiſungen 102% 370. Central⸗Pacific 
107%. Reichsvank 155%. Reichs⸗Anleihe 99%. II. Bea 58 C. a 


*) per medio veip. per ultimo. 

Nach Schluß der Borſe: Creditactien 231%, Franzoſen 242%, Lombar 
den —, Oeſterr. Goldrente —, Ungar. Goldrente —, Galizier —, 
Orientanleihe —, 1877er Ruſſen —, 1860er Looſe —, —. 

_. Hamburg, 9. Juli, Nachmittags. [Schluz⸗Leurſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 123%, Silberrente 59%, Oeſt. Goldrente 68%, Ung. Goldrente 


82, Creditactien 231%, 1860er Looſe 123%, Franzosen 607, Lombarden 
189, Ital. Rente 81, Neue Ruſſen 83%, Vereinsbank 122%, Laura 


hütte 73%, Norddeutſche 145½, 3 107, Anglo⸗deutſche 35, Amerik. 
de 1885 95%, Köln⸗Minden. St.⸗A. 137%, Rbein. Eiſenb. do. 130, Berg⸗ 
Märk. do. 91. Berl.⸗Hamb. do. 176. Altona⸗Kiel de. 122%. Disconto 
2% pCt. — Bahnen feſt, ſonſt ftill. 

Hamburg, 9. Juli, Nachmittags. [Getreidemarkt.] Weizen loco 
feſt, auf Termine beſſer. Roggen loco und auf Termine feſt. Weizen 
per Juli⸗Auguſt 189 Br., 188 Gy., per September⸗October 194 Br., 
193 Gd. ; Roggen ver Juli⸗Auguſt 117 Br., 116 Gd. per September 
October 119% Br., 118% Gd. Hafer ruhig. Gerſte feſt. Rüboöl ruhig, loco 
58%, per Ociober 58%. — Spiritus ruhig, per 1 — 36% Br., per Auguſt⸗ 
Sepibr. 37% Br., per September⸗October 38 ½ Br., per October⸗November 
39 Br. Kaffee ſehr feſt, Umſatz 3000 Sad. Petroleum flau, Standard 
white loco 7, 40 Br., 7, 20 Gd., per Juli 7, 20 Gd., per Auguſt⸗December 
7, 45 Gd. — Wetter: Regenſchauer. 


iverpool, 9. Juli, Vormutags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
e Umfag 6000 Ballen. Unverändert. Tagesimport — Ballen 
amerikaniſche. 


Liverpool, 9. Juli, Nachmittags. [Baumwolle.] Schlußbericht.) 
Umſatz 6000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
Amerikaner . D. billiger. Middl. amerikaniſche Juli = Auguft = Lieferung 
68, Auguſt⸗September⸗Lieferung 652 D. 

Peſt, 9. Juli, Vorm. 11 Ubr. [Pro ductenmerkt.] Weizen loco 
und Termine ſteigend, per Herbſt 9, 95 Gd. 10, 00 Br. Hafer per Herbſt 

„ 50 Gd., 5, Br. — Mais per Juli⸗Auguſt 5, 05 Gd., 5, 10 Br., 
per Auguſt⸗Septemder 5, 20 Gd., 5, 25 Br. — Wetter: Prachtvoll. 

Paris, Juli, Nachm. (Productenmartt.] Schlupoericht.) 
Weizen feſt, per Juli 27, 50, per Auguſt 27, 75, per September⸗October 
—, per September⸗Decbr. 28, 00. Mehl feſt, per Juli 59, 75, per Auguſt 
60, 25, per September⸗Octbr. —, per Septbr.⸗December 61, 25. Rüßpo! 
feſt, per Juli 81, 50, per August 81, 75, ver September:December 82, 50, 
per Jannar⸗April 82, 00. Spiritus ſteigend, per Juli 55, 50, per Sept. 
December —, —. — Wetter: Bedeckt. 8 

Parts, 9. Juli, Nachmimiags. Rohzucer behauptet, Nr. 1008 vr. Juli 
pr. 100 Kilgr. 48, 75, Nr. 770 pr. Juli per 100 Kilgr. 55, 00. Weißer 
Zucker ſteigend, Nr. 3 per 100 Kilogr. per Juli 58, 00, pr. Auguſt 58, 00, 
per September⸗December 58, 50, per Januar⸗April —, - 

London, 9. Juli. Havannazucker Nr. 12 21 à 214. Stetig. 

Antwerpen, 9. Juli, Nachmittags + Uhr 30 Men. F er 
Markt.] (Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 17 bez. u. Br., 
per Auguft 17% Br., ver September 17% Br., per September⸗December 
18% Br. Weichend. 

Bremen, 9. Juli, Nachm. Petroleum niedriger. (Schluß bericht. 
Standard white loco 7, 00, per Auguſt 7, 00, per September 7, 15, per 
October⸗December 7. 30. 5 * j 


Berlin, 9. Juli. [Brodneren-Beribt) Das Wetter ift heute noch 
unbeſtändiger, als geſtern. Die ſehr animirenden Berichte von außerhalb 
haben natürlich nicht verfehlt, die Stimmung an unſerem Getreidemarkt 
von Neuem weſentlich zu befeſtigen, es kann aber nicht verkannt werden, 
daß man ſich hier im Allgemeinen der Hauſſe⸗Strömung jetzt nur vorſichtig 
und zurückhaltend anſchließt. — Roggen wurde nur wenig beſſer bezahlt 
und konnte auch die geringen Fortſchritte für ſpäte Termine nicht behaupten. 
Loco erlangte der Umſatz befriedigenden Umfang. — Roggenmehl wenig 
verändert. — Weizen hielt man anſehnlich höher, Käufer mußten ſich fügen, 
umgefebt wurde aber nicht viel, und die Haltung war zuletzt ſchlaff. — 
Hafer loco ohne Aenderung. Termine feſter. — Rüböl mehr angeboten, 
iſt zu etwas ermäßigten Preiſen leidlich rege umgeſetzt. — Petroleum 
en — Spiritus, feſter eröffnend, ſchließt wieder matt, ungefähr wie 
geſtern. 9 a 

Weizen locs 170—202 Mark pro 1000 Kilo nach Qualitat gefordert, 
gelber ruſſiſcher — M. ab Bahn bez., per Juli 193% 191 193, N. be, 
per Juli-Anguft 1934 —194—193% M. bez, per September⸗October 198% 
bis 199—198/½ M. bez., per October⸗November 1997 —201—200 M. 
bez., per November⸗December — M. bez. Gekündigt — Etr. Kündigungs⸗ 


waren die bedeutenderen 


f SD a rn e 4 
nach Qualitat gefordert, ruf. 114—117 Mark ab Kab defecter 
ber — M. bez., aueh io bis 126 M. ab 2052 Mal Jin in: 
ländiſcher 129 M. ab Kahn 1675 per Juli 117—116-116% Mart bez, 
der Juli August 117—116—116% M. bez., per Auguſt⸗September 120%, 
bis 119% Mark bez., per September⸗October 125% —124½—125 M. bez., 
per October⸗November 12974 128 —129 M. bez. Gelündigt 29,000 Etr. 
Kündigungspreis 116% M. — Gerſte loco 100 —180 Mark nach Qualität 
gefordert. — Mais loco 104 bis 112 M. nach Qualität gef., rumäniſcher 
— Mark ab Bahn bez., amerikaniſcher — M. frei Kahn bez. — Hafer 
loco 113 bis 148 M. pro 1000 Kilo nach Qualitat gefordert, oſt⸗ und 
weſtpreußiſcher 123 bis 138 Mark bez., ruſſiſcher 116 bis 133 Mark bez., 
vommerſcher 136—138 M. bez., ſchleſiſcher 136 bis 138 M. bez., böhmiſcher 
136 bis 138 M., feiner weißer pommerſcher 140 —143 Mark, feiner weißer 
ruſſiſcher 140 bis 142 M. ab Bahn bez., per Juli 127—128 M. bez., 
per Juli⸗Auguſt 127—128 M. bez., per Auguſt⸗September — M. bez., 
per September⸗October 132 M. bez. u. Br., per October⸗November 132 N. 
bez. u. Br., per November⸗December — M. bez. Gelündigt 3000 Etr. 
Kündigungspreis 127% Mark. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. 0 
und 1: incl. Sack per Juli 17,95 M. bez., per Juli⸗Auguſt 17,90 M. bez., 
per Auguſt⸗September 17,95 Mark bez., per September⸗October 18,10 Mark 
bez., per October⸗November 18,30 Mark bez. Gekündigt — Centner. Kün⸗ 
digungspreis 3 Rüböl pro 100 Kilo loco mit Faß — M. 
ez., obne Faß 56 Mark bez., ver Juli 56,4—55 M. bez., per Juli⸗ 
Auguſt 56,4 bis 56 M. 625 per Auguſt⸗September 56,4—56 M. bez., 
per September⸗October 56,4—56 Mark bez., per October⸗November 56,7 
bis 56,3 M. bez., ver November⸗December 56,8 — 56,5 Mark bez., per April⸗ 
Mai 57,3 —57,1 M. bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — Mark. 
— Leinöl loco 64 M. — Petroleum loco per 100 Kilo inc. Faß 21 M. 
bez., per Juli 20,5 Mark bez., per Juli⸗Auguſt 20,5 Mark bez., per Sep⸗ 
tember⸗Oetober 21,6 M. bez., per October⸗November 22,3 M. bez., per 
Mob ember-December 23 M. bez. Gekündigt — Centner. Kündigungspreis 
— Ma 


Spiritus loco ohne Faß 54.2 M. bez., per Juli 53,8 —53,6 M. bez., 
ver Juli⸗Auguſt 53,8 —53,6 Mark bez., per Auguſt⸗ September 54 bis 
Nude 7 r we Dr be pe October⸗ 

0 —51,9—52 M. bez., per ril⸗Mai 52,9 — 52,8 Mark bez. 
Getünd- 10,000 dien. Kndiamasureis SEM a 


$ Breslau, 9. Juli. [Der Kohlenverkehr des Königreichs 
Sachſen!] hat im Jahre 1878 gegen das vorhergegangene Jahr eine Ver: 
mehrung um 21,145 Ladungen (& 100 Etr.) = 4,79 pCt. erfahren. Im 
Ganzen wurden abgeſetzt: 462,439 Ladungen, und zwar aus dem Zwickauer 
Revier 344,794 rungen = 74,54 pCt., aus dem Lugauer Revier 59,971 
Ladungen = 13,97 pet., aus dem Dresdener Revier, Plauenſcher Grund 
57,774 Ladungen 12,40 pCt. Der Mehrabſatz vertheilt ſich auf das 
1 7 Revier mit 19,845 Ladungen = + 6,11 pCt. und auf das 
ugauer Repier mit 3684 Ladungen = + 6,55 pCt., dagegen iſt für das 
Dresdener Revier ein Minderabſatz von 2383 Ladungen = 3,96 pCt. zu 
verzeichnen. Der Mebrverſandt fand hauptſächlich auf den ſachſiſchen 
Staatsbahnen, der Thüringiſchen und den baieriſchen Staatsbahnen jtatt, 
während der Verkehr auf der Sachſiſch⸗Thüringiſchen Oſt⸗Weſtbahn eine 
Verminderung zeigte. Der Abſatz der fächſiſchen Kohlen iſt großentheils auf 
das Königreich ſelbſt beſchränkt, die ſächſiſchen Eiſenbahnſtationen bezogen 
77,49 pCt. des Geſammt⸗Quantums, darunter Leipzig nahezu ein Zehntel, 
nämlich 42,271 Ladungen, Chemnitz 34,654 Ladungen, Dresden 30,428 
Ladungen, Erimmitzſchau 17,099 Ladungen, Reichenbach l. V. 14,810 Ladungen, 
Werdau 12,828 Ladungen, Zwickau 11,886 Ladungen. Außerhalb Sachſens 
bſatzorte: Gera, Hof, Bamberg, Bayreuth, 
Erlangen, Fürth. Nach Preußen, überhaupt nach dem Norden gingen nur 
unbedeutende Quantitäten. 


“ dene en Berl Coursbuch,] welches ſoeben im Verlage von Albert 
Goldſchmidt in Berlin für die Monate Juli⸗Auguſt 1879 erſchienen iſt, 
zeichnet ſich wieder durch ſeinen ebenſo reichen als praktiſch geordneten und 
zuverläſſigen Inhalt aus. Man findet in dieſem Coursbuche die Anti 
und Perſonengeld⸗Tarife der Eiſenbahnen, der See⸗ und Bam chiff⸗ 
fahrten und der Poſtcourſe. Die Maſſe des Materials iſt ſo überſichtlich 
geordnet, daß ſich Jedermann leicht zurecht findet, auch iſt der Druck ſcharf 
und deutlich. Eine weſentliche Bereicherung erhielt das Coursbuch durch 
die Hinzufügung einer Zuſammenſtellung der Rundreiſe⸗Billets. Das bereits 
im 12. Jahrgange erſcheinende Coursbuch exiſtirt in pier Ausgaben und 
zwar in rothem Umſchlag mit 14 Routenkarten und 1 Ueberſichtskarte zu 
2 Mark, in gelbem Umſchlag mit einer großen Reiſekarte zu M. 50 Pf., 
in grünem Umſchlag unter dem Titel „Eiſenbahn⸗Fahrpläne“ zu 1 M. 
und in braunem Umſchlag unter dem Titel „Nord⸗ und Mitteldeutſches 
Coursbuch“ zu 50 Pf. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der Königl. Univerfitäts- 
Sternwarte zu Breslau. 


Juli 9., 10. Nachm. 2 U. Abends 10 U. Morgens 6 U. 
Luftw armee + 158 + 11% + 11%, 
Luftdruck bei oo 328%, 70 32855 32822 
Dunſtpru kn... | 3,79 4,07 3578 
Dunſtſättigung 50 pCt. 75 pCt. 73 Ct. 
Wind SW. 2. S. 1. SW 1 
Meter 13 5.0 e ointena se trübe. trübe. trübe. 
Wärme der Oder 149,4. 
Breslau, 10. Juli. [Waſſerkand.] D.-B.5M.3 Cm. u.%. — Dt. 58 Om. 

Literariſches. 


Das erſte Juli⸗Heft von „Unſere Zeit. Deutſche Revue der Gegen⸗ 
wart“ (Leipzig, F. A. Brockhaus) enthält: Bayard Taylor, nordamerika⸗ 
niſcher Schi teller, Dichter und Diplomat. Von Rudolf Döhn. I. — Von 
Burmah nach China. II. — Die bitch, Fein 9 Eboli. Beitrag zur 
neueſten ſpaniſchen Geſchichtsliteratur von Wilhelm Lauſer. I. — Erminia 

a-Fuſinato, ihr Leben und ihre he Von Arthur Stahly. — 
hromit der Gegenwart: Todtenſchau. Politiſche Revue. 


Nr. 27 der „Gegenwart“ von Paul Lindau, Verlag von Georg 
Stilke in Berlin, enthält: Die Populariſirung des Rechts. Von Paul Kayſer. 
— Verhandlungen über Erich eng alter Grenzzolles auf pen Rechistagen 
von 1523 und 1524. Von Ernſt Wülder. — Literatur und Kunit: Zwei 
Elegien der Liebe des Ovid. Deutſch von Hermann Oelſchläger. II. Die 
Ungetreue. — Seit zehn Jahren. Von Eduard von Hartmann. — Die 
Bde Mendelsſohn. 1729—1847. Nach Briefen und Tagebüchern. Von 

. Henfel. Beſprochen von Ferdinand Hiller. — Aus der Hauptſtadt: 
Berlin in Blüthe. Von J. Trojan. — Die Berliner GewerbezAusſtellung. 
Von Th. L. II. — Notizen. 


— 
Deutſche Jugend. Band XIV, Heft 4. Herausgegeben von Jul. Lob⸗ 
meyer. Aan Leiter Oscar Pletſch. Verlag von Alb dn Dürr, 
Leipzig. Das 97 erſchienene Juli⸗Heft enthält u. A. „Wie die Märchen 
in die Welt gekommen jind — ein Märchen von Auguſt Frenzel, mit Ori⸗ 
ginal⸗Zeichnungen von Paul Thumann. Das Familienleben unferer Vögel, 
bon Gebr. Adolf und Karl Müller, mit Original⸗Zeichnungen von F. Flinzer. 
Benjamin Franklin — ein Lebensbild von Werner Hahn, mit Original⸗ 
Zeichnungen von Eugen Klimſch. Die Schlangenbänbiger bon Hindoſtan, 

rube, mit Original⸗Zeichnunn von Carl Röhling. Gedichte 
Rätbſel und Knackmandeln don G. Chr. Diefenbach, G. Vink 
„ Güll, Zul. Lohmeyer, Rob Löwide u. A., mit Original⸗Zeichnungen von 
Richter, Paul Thumann u. A. 


— ß ũ U 
Die neueſten Vorſchriften über Anlage, Betrieb und Beaufſich 
tigung der Dampfkeſſel in Preußen.“ Nach Reichs- und Lander 
ue e und zum praktiſchen Gebrauch für Dampfteſſel⸗Veſttzer, 
F e und Reviſoren, bend Fabriken Infpectoren und Damp): 
eſſel⸗Ueberwachungs⸗ Vereine, Landes⸗ und Ortspolizei⸗, Verwaltungs⸗ 
Beſchluß⸗ und Aufſichts⸗ Behörden ꝛc. Bearbeitet und herausgegeben von 
ermann Meißner. Mit 9 und alphabetiſchen 
Carl Scholtze, Leipzig) Das Werk fußt lediglich auf amtlichen Quellen, 
die dem Verfaſſer, von welchem 
breitete Handbücher erſchienen ſind, zugänglich waren. 
Holzeement⸗ 
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Speiſe. [535] C. Kassner. 
Breslau, Gartenſtr. 300. 
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